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Vorwort 

Das Ganze ist mehr als die Summe seiner Teile – diese Beobachtung trifft auf Unterneh-

men in besonderer Weise zu. Denn ein Unternehmen ist ein Organismus, der aus seinen 

Maschinen und Anlagen, seinen Mitarbeitern, seinem Wissen, seinen Beziehungen zu 

Kunden und Lieferanten und vielfältigen anderen Verflechtungen besteht und lebt. Und es 

ist ganz maßgeblich von dem aktiven Unternehmer geprägt. Er hat es oft selbst gegründet, 

aufgebaut oder wesentlich vergrößert. Es ist sein Lebenswerk und der Unternehmer hat 

das Unternehmen mit all seinem Engagement und seinen Werten geprägt. Eine Übergabe 

an einen Nachfolger ist daher kein einfacher Prozess. In den nächsten Jahren werden je-

weils mehrere zigtausend Unternehmen und Betriebe an Nachfolger weitergegeben, davon 

nur etwa ein Drittel innerhalb der eigenen Familie. Die Unternehmernachfolge kann und 

muss daher gegebenenfalls auf sehr unterschiedliche Weise organisiert werden. In allen 

Fällen geht es aber um mehr, als um die Weitergabe von Vermögen: die Erhaltung von 

Werten. 

 

Eine langfristige Planung und Vorbereitung der Unternehmernachfolge ist daher das beste 

Mittel für einen erfolgreichen Wechsel. Deshalb begleiten wir seit vielen Jahren Unterneh-

mer in ihren Vorhaben, nicht nur mit rechtlichem und steuerlichem Rat, sondern auch als 

Gesprächspartner und im Gedankenaustausch zu grundsätzlichen Überlegungen. 

 

In dem vorliegenden Report stellen wir die wichtigsten Gesichtspunkte und eine strukturier-

te Grundlage für die Nachfolgeplanung vor. Dazu dienen auch die Übersichten und Ar-

beitshilfen in den Anlagen. Das seit dem 01. Januar 2009 geltende und in 2010 und 2016  

nachgebesserte Erbschaft- und Schenkungsteuerrecht war Anlass für die 6. Auflage dieses 

Reports.  

Natürlich kann und will der Report eine persönliche Beratung und eine konkrete rechtliche 

Prüfung nicht ersetzen. Er soll vielmehr dazu dienen, dem Unternehmer eine Orientierung 

zu geben und ihm helfen, seine Pläne vorzubereiten. 

 

 

Hannover, im Mai 2017 

 

Ulrich Herfurth 
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Herfurth & Partner  

 

HERFURTH & PARTNER ist eine unabhängige Rechtsanwaltskanzlei mit Standorten in 

Hannover, Göttingen und Brüssel. Wir sind spezialisiert auf nationales und internationa-

les Wirtschaftsrecht und Unternehmensrecht.  

 

Unsere Kanzlei berät Unternehmen im Familienbesitz und Gesellschaften von Konzer-

nen im Inland und im Ausland. Die Beratung umfasst alle rechtlichen Fragen zur Unter-

nehmensstruktur, zur Finanzierung, zu Technologie, Betrieb und Produkten, Marketing 

und Vertrieb, Personal, Immobilien und Vermögen. 18 deutsche und internationale Ju-

risten mit Erfahrung und Kompetenz aus Unternehmen und Kanzleien in Europa, Ame-

rika und Asien stehen zur Verfügung; damit sind 10 Sprachen bei uns vertreten. 

 

Herfurth & Partner ist Gründungsmitglied und Head Office der Alliuris Gruppe mit 31 Bü-

ros und 450 Wirtschaftsanwälten in Europa, USA, Brasilien, Russland, China und Indien 

(www.alliuris.org). In weiteren wichtigen Märkten der Welt arbeiten wir seit vielen Jahren 

mit bewährten Partnern zusammen, vor allem in Nordamerika und Südamerika, in der 

MENA Region, in Asien und im Pazifik-Raum. 

 

Unsere CASTON Informationsdienste zu Recht & Wirtschaft International dienen der 

rechtzeitigen Orientierung der Unternehmen über aktuelle Entwicklungen. Wir geben die 

Dienste im Internet, aber auch in Zusammenarbeit mit Banken, Kammern, Verbänden 

und staatlichen Einrichtungen heraus (www.caston.info). Mit unserem EuroCash Sys-

tem zum internationalen Forderungsmanagement, insbesondere Clearing und Inkasso, 

unterstützen wir die Aktivitäten der Unternehmen in Europa und weltweit 

(www.eurocash.de). 

 

HERFURTH & PARTNER wurde 1990 gegründet und wird als Rechtsanwaltsgesell-

schaft mbH geführt. Weitere Informationen über uns und unsere Arbeit haben wir für Sie 

im Internet bereitgestellt (www.herfurth.de). 
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Die Autoren 

 
 

 

Ulrich Herfurth ist Managing Partner von Herfurth & Part-

ner und Chairman der ALLIURIS Gruppe, einer europäi-

schen und internationalen Kanzlei-Allianz. Der Schwer-

punkt seiner Tätigkeit liegt in der Beratung von Unterneh-

men im Zusammenhang mit Strukturveränderungen wie 

Generationswechsel, Kauf- und Verkauf von Unternehmen 

und Beteiligungen sowie internationalen Transaktionen. 

 
  

 

Angelika Herfurth arbeitet als Rechtsanwältin und Fach-

anwältin für Familienrecht. Sie betreut bei Herfurth & Part-

ner den Bereich internationales Familien- und Erbrecht und 

Auslandsimmobilien. Die Beratung umfasst Planung und 

Gestaltung von Eheverträgen, Testamenten und Erbverträ-

gen und Grundstückskäufen. 

 

 
  

 

Günther Stuff konzentriert sich als Steuerberater insbe-

sondere auf Fragen zur Steuergestaltung für Unternehmen, 

Unternehmer und Privatpersonen. Vor seiner selbständigen 

Tätigkeit war er Abteilungsleiter in der Steuerabteilung der 

Preussag AG. Seine heutige Arbeit deckt daher auch Fra-

gen mit Auslandsbezug ab. 
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I.  Einleitung 
 

Als der Vater über die Zukunft nachdachte, rief er seine sieben Söhne zu sich und gab 

ihnen ein Bund Ruten, um es zu zerbrechen. Keinem gelang es. Dann löste er das 

Band und brach die Ruten einzeln ohne Mühe durch. "So wird es Euch ergehen, wenn 

ihr nach meinem Tod nicht zusammenhaltet". 

 

Die Geschichte von dem Vater mit den sieben Söhnen ist alt, aber so aktuell wie am 

ersten Tag. 

 

Und die beiden enthaltenen Probleme sind gerade für Unternehmerfamilien von beson-

derer Brisanz. 

 

Tatsächlich scheitern viele Nachfolgen, weil die vorhandenen Strukturen aufgelöst wer-

den und das Unternehmensvermögen durch Aufteilung des Nachlasses unter zu vielen 

Erben geschwächt wird. Für das Unternehmen ungeeignete Erben erhalten oft einen 

hohen Anteil des Privatvermögens oder der Unternehmenserbe muss sie aus dem be-

trieblichen Vermögen abfinden. Er kauft damit praktisch das Unternehmen neu, ohne 

dass sich in diesem zunächst strukturell dadurch neue Chancen ergeben. Umgekehrt 

fallen Unternehmen aber auch gerade deswegen in eine Krise, weil der Senior die Er-

ben aneinandergefesselt hat. Mehrere Erben, ob geeignet oder nicht, treten dann in die 

Nachfolge ein, so dass zumindest auf der Ebene der Gesellschafter Interessenkonflikte 

und Spannungen auftreten können. Selbst große und bekannte Unternehmen bleiben 

von den Gefahren nicht verschont, die aus dem Wunsch des Unternehmers nach Erhal-

tung seines Lebenswerkes entstehen. So hat schon der Streit der Brüder dazu geführt, 

dass eine berühmte Marke schließlich doch in zwei getrennte Unternehmen zerfiel; oder 

der Versuch der Schwestern, eine jahrzehntelange Testamentsvollstreckung abzuschüt-

teln, hat das Unternehmen in kritische Turbulenzen gestürzt. 

 

In der Unternehmensnachfolge kommt es also darauf an, die Pläne mit den Möglichkei-

ten der neuen Generation abzugleichen. 

 

Außerdem ist noch eine dritte Partei am Generationswechsel beteiligt, der Fiskus. Um 

dessen „Pflichtteil“ so gering wie möglich zu halten, werden Unternehmen oft über eine 

lange Reihe von Jahren übertragen, nicht abrupt. 
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II. Der Generationswechsel im Unternehmen 

 

 

Die Regelung seiner eigenen Nachfolge ist eine der schwierigsten Aufgaben im Leben 

eines Unternehmers. Immerhin bildet das Unternehmen sein Lebenswerk, in seiner 

Ausgestaltung verkörpert es seine persönlichen Stärken und Interessen. Die Unterneh-

menskultur bildet den Charakter und die Ethik des Unternehmers ab. Dieses aus der 

Hand zu geben, fällt manchem Unternehmer schwer. Hinzu kommt, dass sich der Seni-

or an den Rollenwechsel in der Machtverteilung zwischen den Generationen neu ge-

wöhnen muss. Und schließlich bietet die Position des Unternehmers zahlreiche finanzi-

elle Annehmlichkeiten, Einfluss und eine soziale Stellung und Anerkennung, die nach 

dem Ausscheiden aus der aktiven Arbeit fortfallen. Aus diesem Grund sind ein gleiten-

der Übergang, eine gesicherte Altersversorgung und neue Lebensziele des Seniors 

wichtige Aspekte bei der Nachfolgeplanung. Die vorweggenommene Unternehmens-

nachfolge, also der Generationsübergang unter Lebenden, sollte daher das vorrangige 

Ziel der Nachfolgeplanung sein.  

 

Allerdings stehen in der eigenen Familie nicht immer geeignete Nachfolger bereit; nach 

Marktschätzungen sind tatsächlich nur etwa 30% der Unternehmen in der Lage, den 

Generationswechsel innerhalb der Familie zu vollziehen. In den anderen Fällen führt 

der Weg dann zu einem Fremdmanagement oder zu einem Verkauf des Familienunter-

nehmens.  

 

 

 

1. Grundlagen 

 

Die wesentlichen Eckpunkte für die Planung sind daher regelmäßig: 

 

 die Altersversorgung des Seniors 

 die Fortsetzung des Lebenswerks 

 eine stufenweise Leitungsnachfolge 

 eine stufenweise Vermögensübertragung 

 die Tragfähigkeit für Nachfolger 

 eine geringe finanzielle Belastung aus der Transaktion 

 

 

 

2. Altersversorgung 

 

Natürlich besteht die Möglichkeit, dass der Senior außerhalb des Unternehmens Privat-

vermögen geschaffen und Rentenversicherungen abgeschlossen hat, die ihm die von 
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ihm als angemessen betrachtete Lebensführung ermöglichen. In kleineren mittelständi-

schen Unternehmen ist dies aber meist nicht der Fall. Der Senior muss daher einen 

gewissen Anteil seiner Versorgung und der seines Ehepartners aus dem vorhandenen 

Unternehmen darstellen. Dazu stehen verschiedene Instrumente zur Verfügung: 

 

 Kaufpreis aus Unternehmensverkauf 

 Pacht- oder Mieteinnahme aus Betrieb 

 Renten- oder Ratenzahlung aus Unternehmensverkauf 

 Nießbrauchsrechte am Betrieb oder Unternehmen 

 Arbeits-/Beratungsverhältnis mit Nachfolger 

 Kapitalerträge aus Gesellschaftsanteilen 

 eine betriebsunabhängige Versorgung  

(Lebensversicherung, Rentenversicherung, Immobilien, Wertpapiere) 

 

 

 

3. Leitungsnachfolge im Unternehmen 

 

Der Übergang auf eine neue Unternehmensführung erfolgt in der Regel stufenweise. 

Dies gilt sowohl bei der internen Nachfolge als auch bei einem externen Management. 

 

 

a) Interne Nachfolge - Nachkommen 

 

Die interne Nachfolge ist Erfolg versprechend, wenn der Junior fachlich qualifiziert ist 

und mit wachsender Verantwortung im Unternehmen tätig wird. Als ideal wird in der 

Regel eine betriebswirtschaftliche oder technische Ausbildung angesehen, dazu Praxis 

in einem anderen Unternehmen als Lehrzeit und ohne die Protektion der Eltern. Für die 

meisten Unternehmen ist inzwischen das Auslandsgeschäft von wesentlicher Bedeu-

tung, so dass der Junior auch Stationen im Ausland verbringen sollte. Insbesondere ge-

sicherte Kenntnisse der englischen Geschäftssprache gehören heute zu den Voraus-

setzungen für eine zeitgemäße Unternehmensführung.  

 

Im Unternehmen muss dem Junior Gelegenheit gegeben werden, sich zunächst auf 

überschaubaren Feldern zu bewähren, etwa im Projektmanagement, der Führung einer 

Tochtergesellschaft und dem Aufbau eines neuen Geschäftsbereichs. Er muss in die 

Lage versetzt werden, eigene Leistung zu zeigen, Mitarbeiter in seiner neuen Rolle als 

Junior zu überzeugen und Aufgaben haben, mit denen er nicht stets an seinem Senior 

gemessen wird. Ein häufiger Fehler ist darin zu beobachten, dass der Junior keinen kla-

ren Plan für seine Entwicklung erhält und er nur als „Mädchen für alles“ und für Feuer-

wehrdienste eingesetzt wird. Auch eine interne Karriereplanung muss eingehalten wer-

den, so dass er die in Aussicht gestellte Führungsposition auch tatsächlich übertragen 
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erhält. Auch die Vergütung muss angemessen sein; eine Bezahlung unter Wert mit dem 

Hinweis auf die spätere Übernahme ist kaum motivierend. Dies gilt umso mehr, wenn 

der Junior den Betrieb nicht nur unentgeltlich übernehmen kann, sondern eine Vergü-

tung für den Unternehmenswert zahlen soll. Mit seiner Arbeit erhöht er dann seinen 

Kaufpreis für die Übernahme. Die wichtigsten Eckpunkte sind also 

 

 fundierte Ausbildung (kaufmännische Kenntnisse, technische Kenntnisse, sons-

tige fachliche Kenntnisse, geschäftlicher und sozialer Horizont) 

 möglichst Berufserfahrung aus anderen Unternehmen 

 Identifizierung mit dem Betrieb 

 Aufbau von Verantwortungsbereichen und Kompetenzen 

 Übernahme von Führungsfunktionen des Juniors 

 Kontroll- und Beratungsfunktionen des Seniors 

 angemessene, erfolgsbezogene Vergütung 

 Projektplan für Übergabe (Zeitplan/Stufenplan) 

 

Stehen in der Familie mehrere Nachfolger für das Unternehmen bereit, ist deren Positi-

onierung zueinander besonders wichtig. Denn bei der Verteilung der Aufgaben und 

Kompetenzen spielen nicht nur sachliche und fachliche Erwägungen eine Rolle, son-

dern oft in hohem Maße auch die Familienkonstellation: Erfahrungen aus der Kindheit 

prägen das Rollenverhältnis der Junioren zueinander, manchmal werden alte Rivalitä-

ten aus dem Sandkasten am Unternehmensschreibtisch weitergelebt. Tragfähig und oft 

auch sehr erfolgreich sind aber Konstellationen, bei denen die Junioren die Rollen nach 

ihren individuellen Fähigkeiten übernehmen: der Planer übernimmt Finanzen oder Pro-

duktion, der Kommunikator Marketing und Vertrieb. 

 

 

b) Externe Nachfolge - Management 

 

Sind keine eigenen Nachkommen in der Familie vorhanden, stellt sich die Frage nach 

einer externen Geschäftsführung. Diese Lösung kommt immer dann in Betracht, wenn 

das Unternehmen für die Familie weiter unterhalten werden soll und kann. Dies wird al-

lerdings nicht in allen Fällen möglich sein; dann läuft die externe Geschäftsführung auf 

einen Verkauf als Management Buy Out oder Management Buy In hinaus. In der Praxis 

ist die externe Geschäftsführung oft schwierig, weil der Senior weiterhin eine dominie-

rende Rolle spielt. Es gibt aber genügend Beispiele, die zeigen, dass eine vorüberge-

hende oder dauerhafte Fremdgeschäftsführung eines Familienunternehmens sehr er-

folgreich sein kann. Die wichtigsten Faktoren für das Gelingen einer Fremdgeschäfts-

führung sind daher 

 

 ausreichende Betriebsgröße 

 Befähigung des Übernehmers 



Unternehmensnachfolge herfurth.partner 
6. Aufl. 2017 
 
 

5 

 abgestimmtes Konzept zur Unternehmensführung 

 Einarbeitungsmöglichkeiten 

 keine Konflikte Familie / Management 

 

Und zusätzlich bei Aussicht auf die Übernahme des Unternehmens: 

 

 geeignete familiäre Verhältnisse des Übernehmers 

 geordnete finanzielle Verhältnisse des Übernehmers 

 Tragfähigkeit der finanziellen Belastungen 

 

In manchen Unternehmen kommt es zu gemischten Modellen zwischen interner und ex-

terner Nachfolge, etwa wenn die eigenen Kinder noch zu jung sind, um das Unterneh-

men zu führen oder wenn keine Abkömmlinge vorhanden sind, dafür aber andere Ver-

wandte, etwa Nichten und Neffen, zur Nachfolge bereit.  

 

 

 

4. Vermögensnachfolge 

 

Von der Führungsnachfolge ist die Vermögensnachfolge zu unterscheiden. Diese sollte 

– falls Nachfolger vorhanden sind – in der Regel dann erfolgen, wenn sich der Senior 

aus dem aktiven Geschäftsleben zurückzieht. Etwaige Fehler des Juniors hat dann die-

ser für sich und sein Vermögen zu verantworten, die Altersversorgung des Seniors ist 

davon nicht mehr betroffen. Die folgenden Instrumentarien und Gestaltungen kommen 

im Grundsatz in Betracht. 

 

 

a) Verkauf 

 

Mit dem Verkauf erzielt der Unternehmer in der Regel einen einmaligen Kaufpreis, 

gleich ob er ihn in einem Zuge oder in Raten erhält. 

 

Der Verkauf an den Junior stellt die Ausnahme dar und trifft vor allem Fälle, in denen 

der Senior darauf angewiesen ist, den aktuellen Unternehmenswert zu realisieren, um 

ihn unabhängig für die eigene Altersversorgung einsetzen zu können. Da der Junior den 

Kaufpreis in der Regel finanzieren muss, sind für ihn öffentliche Förderprogramme für 

Existenzgründer interessant. Ein Verkauf führt normalerweise zu einem Veräußerungs-

gewinn auf Seiten des Seniors, den dieser als Einkommen zu versteuern hat. Sofern 

der Senior älter als 55 Jahre ist und sein Lebenswerk verkauft, kann er in den Genuss 

eines vergünstigten (halben) Steuersatzes bezogen auf den Veräußerungsgewinn 

kommen. Vererbt der Senior sein Vermögen später auf den Junior, handelt es sich aber 
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dann um Privatvermögen, nicht Betriebsvermögen. Die Vergünstigungen bei Erb-

schaftsteuer und Schenkungsteuer kommen nicht mehr zur Anwendung.  

 

Ein Unternehmensverkauf ist aber jedenfalls dann die richtige Lösung, wenn keine ei-

gene Nachfolge für das Unternehmen bereitsteht und eine Fremdgeschäftsführung auf 

Dauer nicht sinnvoll ist. Ein Unternehmensverkauf enthält zahlreiche Sonderprobleme: 

Bewertung und Kaufpreisfindung, Nachbewertung, Risiken, Firmierung, geistige und 

gewerbliche Rechte, Zusicherungen / Gewährleistungen, Nachhaftung, Einzel- und Ge-

samtrechtsnachfolge. Die Praxis des Unternehmenskaufs ist daher in einem gesonder-

ten Report dargestellt (Praxis des Unternehmenskaufs, Herfurth (Hrsg.), 3. Aufl. 2009, 

Hannover, Caston Report). Ein besonderes Problem in der Vermarktung beruht auf der 

Selbsteinschätzung des Wertes durch den Unternehmer: Regelmäßig sieht der Unter-

nehmer sein Unternehmen wertvoller an als der Markt. Dies gilt in besonderem Maße 

für Unternehmer, die ihr Lebenswerk verkaufen wollen. Eine falsche Einschätzung stellt 

aber ein erhebliches Hindernis für den Verkauf im Markt dar; vielfach verzögert sich das 

Verkaufsvorhaben über mehrere Jahre. Gerade dies führt aber zu einer Wertver-

schlechterung, weil das Unternehmen als nicht marktgängig angesehen wird und Kun-

den und gute Mitarbeiter ihre Perspektive in Gefahr sehen und abwandern. Wettbewer-

ber warten bei einem Unternehmer im vorgerückten Alter und ohne Nachfolge nur da-

rauf, dass das Unternehmen in absehbarer Zeit nicht mehr wettbewerbsfähig ist und sie 

es dann günstig vom Unternehmer oder seinen Erben erwerben können. 

 

Als Alternative zu einem Kaufpreis in einem Zuge kommen noch weitere Modelle in Be-

tracht: 

 

 Kaufpreisraten 

 

Für einen gestundeten Kaufpreis sind Tilgung und Zinsen zu bestimmen. Im Grund-

satz gilt der Veräußerungserlös aus dem Kaufpreis bereits als im Jahr des Kaufver-

trages realisiert; ein Veräußerungsgewinn ist entsprechend zu versteuern. 

 

 Laufende Zahlungen / Renten  

 

In Betracht kommen Renten in Form von wiederkehrenden Zahlungen für bestimm-

te Zeiträume, Zeitrente mit fester Laufzeit von mehr als 10 Jahren, oder Leibrente 

bezogen auf die Lebenszeit des Empfängers. Eine betriebliche Versorgungsrente 

dient dem Zweck der Sicherung des Lebensunterhalts; eine betriebliche Veräuße-

rungsrente gilt als verrenteter Kaufpreis. Zu beachten ist, dass der kapitalisierte 

Rentenwert die Gegenleistung für die Übernahme des Unternehmens darstellt. 

Deckt er den wahren Wert nicht ab, betrachtet der Fiskus die Unternehmensüber-

gabe als eine Teilschenkung, die der Schenkungssteuer unterliegt.  
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Bei der Betriebsveräußerungsrente kann der Steuerpflichtige wählen, ob er den 

Veräußerungsgewinn sofort oder die Rentenzahlungen als nachträgliche Einkünfte 

(Zuflussbesteuerung) - nach Überschreiten des Kapitalkontos - versteuert. Bei der 

Sofortversteuerung stellt lediglich der Ertragsanteil der Rentenzahlungen ertrag-

steuerlich bei dem Rentenverpflichteten laufenden Aufwand dar, bei dem Renten-

empfänger laufendes Einkommen. 

 

Bei Betriebsübergabe gegen Versorgungsleistungen (unentgeltliche Übergabe) sind 

die Rentenzahlungen beim Verpflichteten als Sonderausgaben abzugsfähig und 

beim Berechtigten als Einkünfte aus wiederkehrenden Bezügen steuerbar. 

 

 Dauernde Last 

 

Die Gewährung von Leistungen als dauernde Last erfolgt ähnlich wie bei Renten. 

Hierbei ist die Höhe der Leistung jedoch abänderbar oder die Leistung erfolgt unre-

gelmäßig. Dieses Modell ist typisch bei Familienangehörigen. 

 

Auf die verschiedenen Spielarten der Leistungen bei Übergang eines Unterneh-

mens, wie abgekürzte Leibrente, Höchstzeitrente, Mindestzeitrente, aufschiebend 

bedingte Rente etc., soll hier nicht eingegangen werden.  

 

 

b) Schenkung 

 

Der klassische Fall der vorweggenommenen Nachfolge ist die Schenkung, mit der der 

Senior das Unternehmen oder Anteile daran auf den Junior überträgt. Dies kann unbe-

schwert erfolgen oder unter aufschiebenden Bedingungen, wie zum Beispiel einer ab-

geschlossenen Ausbildung, auflösenden Bedingungen, wie zum Beispiel einer Verfü-

gung über die Anteile oder dem Vermögensverfall des Beschenkten sowie unter Aufla-

gen, wie zum Beispiel Rente, Versorgung oder Nießbrauch zugunsten  

 

 des Seniors 

 des Ehepartners des Seniors 

 anderer Nachkommen / Erben.  

 

Eine Schenkungsvereinbarung ist nur wirksam, wenn sie notariell erfolgt. Übergibt der 

Schenker aber das Geschenk, wird ein Formmangel geheilt. Die Schenkung unterliegt 

der Schenkungssteuer; für Betriebsvermögen gelten Vergünstigungen (siehe Kapitel VI 

- Steuern). Bei Schenkungen ist zu entscheiden, ob sie auf einen späteren Erbteil oder 

Pflichtteil angerechnet werden sollen und ob sich der Schenker für bestimmte Fälle eine 

Rückforderung vorbehält. 
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c) Verpachtung, Vermietung 

 

Sofern die Übergabe des Unternehmens noch nicht endgültig erfolgen soll, der Junior 

aber bereits wesentlich am Unternehmenserfolg beteiligt ist, kommt eine Teil- oder Voll-

verpachtung des Unternehmens in Betracht. Auch die Vermietung bestimmter Gegen-

stände kann Teil einer Nachlasskonzeption sein, etwa von Räumen oder Maschinen, 

gegebenenfalls auch im Rahmen einer Betriebsaufspaltung. Bei diesen Konstellationen 

muss der Senior aber eine Betriebsaufgabe mit der Aufdeckung und Versteuerung der 

stillen Reserven des Unternehmens vermeiden. Dazu ist erforderlich, dass der ur-

sprüngliche Betrieb weiter existiert bzw. weiterbetrieben wird. Bei einer Verpachtung ist 

zu bedenken, dass unter normalen Umständen der Wert des Unternehmens wächst, so 

dass bei einer späteren Übertragung eine entsprechend höhere Steuerbelastung droht.  

 

 

d) Betriebsaufspaltung / Vermögenstrennung 

 

Sinnvoll kann auch eine Aufteilung des Unternehmens in eine Besitz- und eine Be-

triebsgesellschaft sein (Betriebsaufspaltung). In vielen Fällen besteht eine solche Be-

triebsaufspaltung bereits aus Haftungsgründen, so dass Immobilien oder auch das ge-

samte Anlagevermögen in einer Besitzgesellschaft gehalten werden. Dabei handelt es 

sich in der Regel um betriebsnotwendiges Vermögen. Handelt es sich um eine Be-

triebsaufspaltung und wird diese aufgegeben, führt das zur Aufdeckung und Besteue-

rung der stillen Reserven in der Besitzgesellschaft. Die Trennung einer bestehenden 

Betriebsaufspaltung in einer Weise, in der künftig der Junior die Betriebsgesellschaft 

hält und der Senior die Besitzgesellschaft, ist also zu vermeiden. Demgegenüber ist  

aber eine solche Konstellation steuerlich unbedenklich, wenn bereits bislang zwischen 

der Besitzgesellschaft und der Betriebsgesellschaft keine Betriebsaufspaltung bestand, 

also zum Beispiel die Immobilie im Eigentum der Ehefrau des Seniors steht und bis auf 

weiteres verbleibt.  

 

Die Vermietung der Immobilie an das Unternehmen stellt dann eine dauerhafte Ein-

nahme für die Senioren dar. Allerdings beinhaltet diese Konstellation auch Interessen-

gegensätze: während der Unternehmer die Unternehmensrendite steigern will, interes-

siert den Immobilieneigentümer die Höhe der Miete oder Pacht. Dies kann vor allem zu 

Spannungen führen, wenn die Immobilie als Ausgleich an Geschwister des Juniors  

übertragen wird. Wollen die Senioren später auch die Immobilie bzw. das Anlagever-

mögen auf den Unternehmensnachfolger übertragen, ist zu bedenken, dass dieser 

Nachlass als Privatvermögen nicht wie Betriebsvermögen bei Erbschaftsteuer und 

Schenkungssteuer begünstigt ist. 
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e) Neue Gesellschaften 

 

Bei einer sehr langfristigen Planung empfiehlt sich, dass neue Geschäftsbereiche nicht 

vom Senior und dem ihm gehörigen Unternehmen aufgebaut werden, sondern vom Ju-

nior in einer Gesellschaft, die er bereits maßgeblich oder insgesamt hält. Auf diese 

Weise baut er eigenes Vermögen auf, eine Übertragung ist nicht erforderlich. Ist das 

Unternehmen des Seniors eine Kapitalgesellschaft, dürfen keine konkreten Geschäfts-

chancen ohne entsprechende Vergütung entnommen werden; dies wäre eine verdeckte 

Gewinnausschüttung mit der Folge der Einbeziehung des Entnahmewertes in die Be-

messungsgrundlage für die Körperschaftsteuer. 

 

 

f) Stille Beteiligung 

 

Will der Senior sich auch für die Zeit nach einer Übertragung des Unternehmens daran 

noch Erträge vorbehalten, kann er entweder Anteile behalten oder sich am Unterneh-

men eine stille Beteiligung einräumen. Diese stille Gesellschaft könnte er bereits vor ei-

ner Übertragung begründen und danach aufrechterhalten oder im gleichen Zuge. Die 

stille Gesellschaft lässt sich flexibel ausgestalten, in den Grundzügen als typische stille 

Gesellschaft (Beteiligung am Gewinn, ohne Beteiligung am Unternehmenswert und an 

der Geschäftsführung) oder als atypische stille Gesellschaft (Beteiligung an Gewinn, 

Unternehmenswert und Geschäftsführung). Die Erträge aus der stillen Beteiligung un-

terliegen der Einkommensteuer und im Fall der reinen Vermögensverwaltung nicht der 

Gewerbesteuer. In diesem Fall (reine Vermögensverwaltung) gilt der Wert der stillen 

Beteiligung im Fall einer Übertragung aber nicht als begünstigtes Betriebsvermögen. 

 

 

g) Nießbrauch 

 

Eine weitere Möglichkeit der Übertragung des Unternehmens unter gleichzeitiger Auf-

rechterhaltung der Versorgung der Senioren ist ein Nießbrauchsrecht am Unternehmen. 

Der Nießbrauch weist die Erträge aus dem Nießbrauchsgegenstand, dem Unterneh-

men, dem Nießbrauchsberechtigten zu, während das Vermögen als solches auch mit 

seinem Zuwachs bei dem Inhaber liegt. Der Senior kann sich ein Nießbrauchsrecht bei 

einer Übertragung des Unternehmens sowohl für sich vorbehalten (Vorbehaltsnieß-

brauch) oder auch seinem Ehepartner zuwenden (Zuwendungsnießbrauch). Dadurch ist 

der Wert der Schenkung auch steuerlich zunächst gemindert. Fällt der Nießbrauch spä-

ter weg, ist der Differenzwert nachzuversteuern. 
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h) Stiftungen 

 

In besonderen Fällen kann auch die Einbringung des Vermögens in eine Stiftung sinn-

voll sein. Wenn die Erben nur in den Genuss der Erträge kommen, nicht aber über das 

Unternehmen verfügen sollen, ist die Stiftung der verselbständigte Vermögensträger. In 

manchen Fällen sieht der Erblasser gar keine geeigneten Erben und setzt das Vermö-

gen und dessen Erträge besser für Zwecke des Gemeinwohls ein. Eine Stiftung als sol-

ches ist kein Steuersparmodell für die Erben; in einigen Fällen kann aber eine so ge-

nannte Doppelstiftung Vorteile beinhalten. Näheres ist im Kapitel IV – Gesellschafts-

recht beschrieben.  

 

 

5. Projektmanagement für die Unternehmensnachfolge 

 

Die Unternehmensnachfolge ist kein Prozess, der sich im Vorübergehen oder „bei pas-

sender Gelegenheit“ erledigen lässt. Er erfordert vielmehr ein eigenes Projektmanage-

ment mit systematischem Vorgehen, einschließlich Definition von Zielen, Zeitachsen  

und Meilensteinen. 

 

 

a) Das Projekthandbuch 

 

Alle Inhalte des Projekts sollten beide Generationen in einem gemeinsamen Projekt-

handbuch zusammenfassen. Dieses dient der laufenden Übersicht über den Verfah-

rensstand, aber auch der Verfügbarkeit wichtiger Unterlagen und Informationen. In der 

Praxis erscheint dieses Handbuch auch als Zukunftshandbuch, Blue Book. LifeBook  

etc. Es enthält alle notwendigen Dokumente und Informationen, insbesondere  

 

 Planungs-Checklisten  

 Vermögensaufstellung 

 Konzepte  

 Versicherungspolicen und Versorgungsquellen  

 Kopie des Testaments oder Erbvertrages 

 begleitende Verfügungen 

 Begleitbriefe, ggf. auch zum Unternehmenskonzept 

 Vollmachten 

 individuelle Informationen  

 

Einige der Unterlagen sind in den Anlagen beispielhaft dargestellt. 
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b) Zeitplanung für die Führungsnachfolge 

 

Hilfreich ist, die Nachfolgeplanung in einer Zeitachse darzustellen, die Alter und Verän-

derungen abbildet. Diese könnte etwa so aussehen: (Abbildung 01) 

 

 

c) Zeitplanung für die Vermögensnachfolge  

 

Auch die Nachfolgeplanung für das Vermögen lässt sich in einer Zeitachse darstellen, 

die Alter und Veränderungen abbildet. Diese könnte etwa so aussehen: (Abbildung 02) 

 

 

Abbildung 01 - Führungsnachfolge 

 
Zeitachse GF 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 
               
 
 

     < Betriebs- 
   übergang 

 Halte- 
frist > 

 Halte- 
frist >  

   

Senior 56 57 58 59 60 61 62 63 64 65 66 67 68 69 
Junior 1 29 30 31 32 33 34 35 36 37 38 39 40 41 42 

Junior 2 22 23 24 25 26 27 28 29 30 31 32 33 34 35 

                

               
Meilensteine:               

               

Senior               

Ab 60 Wechsel von Führung zu Aufsicht / Beratung        
Ab 65 Wechsel von Aufsicht zu Beirat / Beratung         

               

Junior:               

Bis 24 5 Jahre Studium und Praktika        
Bis 25 1 bis 2 Jahre externe Berufstätigkeit        

Bis 30  5 Jahre Projektverantwortung im Unternehmen        

Ab 30 3 Jahre Mitgeschäftsführung im Unternehmen        

Ab 33 Einzelgeschäftsführung im Unternehmen         
               

               

Farblegende               

               
Beirat     Einzelgeschäftsführung    Projektfunktion    

AufsichtsRat / GesR    Mitgeschäftsführung     nicht im Betrieb    
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Abbildung 02 - Vermögensnachfolge 

 
Zeitachse Be-
trieb 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 

                

Senior  64 65 66 67 68 69 70 71 72 73 74 75 76 77 

Junior  38 39 40 41 42 43 44 45 46 47 48 49 50 51 

                

      
< Betriebs- 
   übergang 

 Halte- 
frist > 

 Halte- 
frist >     

                  

Unternehmensführung                

Senior  AlleinGF MitGF     Aufsicht                 

Junior   MitGF     AlleinGF                 

                  

Unternehmensvermögen                

GmbH                  

Senior  GmbH Mehrheit   GmbH Minderheit     Stille Bet / Pension     

Junior   Stille Bet ?   GmbH Mehrheit               

Immobilie                  

Senior  Eigentum     Nießbrauch                 

Junior       Eigentum                 

 

 

 

6. Begleitung und Beratung 

 

In vielen Fällen der Unternehmensnachfolge ist die Einbeziehung externer Personen 

hilfreich. Sie können helfen, etwaige familieninterne Differenzen zu neutralisieren und 

einer sachlichen Lösung zuzuführen. Auch externer unternehmerischer Sachverstand 

ist wertvoll, um das Unternehmen in der Umbruchphase des Generationswechsels zu 

begleiten. 

 

 

a) Beirat 

 

Idealerweise richtet der Senior einen Beirat ein, der aus erfahrenen Persönlichkeiten 

des Wirtschaftslebens zusammengesetzt ist. Dieser Beirat begleitet das Unternehmen 

für beide Generationen als strategischer Ratgeber und während des Prozesses des 

Generationswechsels als Moderator. Nach der Übergabe kann er für die erste Periode 

eine Funktion als Aufsichtsrat übernehmen, im Fall eines vorzeitigen Todes des noch 

aktiven Seniors auch eine Rolle als Geschäftsführungsgremium. Hat sich der Junior in 

der Geschäftsführung bewährt, reduziert sich die Aufgabe des Beirats wieder auf die 

des Ratgebers. Diese Rolle kann auch dann auf Dauer sinnvoll sein, wenn bei mehre-
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ren Unternehmenserben einer das Geschäft führt und die anderen als Gesellschafter 

eine kompetente Begleitung benötigen. 

 

 

b) Berater 

 

Eine Unternehmensnachfolge benötigt fachkundige Beratung, andernfalls riskieren die 

Beteiligten schwere Fehler. Denn diese Planungen enthalten Aspekte der Unterneh-

mensführung und aus dem Gesellschaftsrecht, Erbrecht, Familienrecht, der Erbschaft- 

und Schenkungssteuer und der Ertragsteuern. Die Planung des Nachfolgeprozesses 

muss daher zwingend von einschlägig erfahrenen Rechtsanwälten und Steuerberatern 

durchdacht werden. Unter Umständen kann auch ein Unternehmensberater mit Erfah-

rungen bei innerfamiliären Transaktionsprozessen hilfreich sein. Für viele der einzelnen 

Maßnahmen ist eine notarielle Beurkundung Wirksamkeitsbedingung. 

 

In der Beratung kommt es wiederum darauf an, die fachspezifischen Gesichtpunkte mit 

den gesamtunternehmerischen Aspekten in Einklang zu bringen; eine steuerliche Opti-

mierung um den Preis einer überkomplexen Unternehmensstruktur oder vorzeitigen 

Aufgabe des Vermögens des Seniors wäre meist ein schlechter Rat. Auch das Risiko 

ungesicherter rechtlicher oder steuerlicher Konstruktionen wird besser vermieden. Die 

Fachberater sollten daher idealer weise ein hohes unternehmerisches Denken und Ver-

ständnis mitbringen und nicht nur als fachtechnische Helfer, sondern als inhaltliche Be-

gleiter des Unternehmers wirken. 

 

Diese Begleitung sollte dann auch nicht nur zur Planung und Erledigung des Übergabe-

prozesses verfügbar sein, sondern gemeinsam mit dem Beirat auf Dauer.  
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III. Risiko Todesfall 
 

 

Die Planung der Unternehmensnachfolge richtet sich zunächst auf einen geordneten, 

meist schritt weisen Generationswechsel. Aber die Wirklichkeit kann anders aussehen: 

der plötzliche Tod des Seniors reißt ihn unvermittelt aus seiner Stellung im Unterneh-

men, eine schwere Krankheit macht ihn geschäftlich handlungsunfähig und das Unter-

nehmen ebenso. Dieses Risiko mag zwar auf Senior-Unternehmer eher zutreffen als 

auf jüngere Unternehmensinhaber. Aber auch junge Unternehmer können als Opfer ei-

nes Unfalls oder einer Krankheit unvermittelt ausfallen, manchmal auch gemeinsam mit 

dem Ehepartner.  

 

 

1. Sicherung der Unternehmensorganisation  

 

In all diesen Fällen ist das Unternehmen als Betrieb und Vermögensgegenstand akut 

gefährdet. Daher ist es von hoher Bedeutung, die Risiken durch ein geeignetes Risiko-

management zu verringern. Die erste Aufgabe liegt in der Aufrechterhaltung des Betrie-

bes, und zwar bei  

 

 Funktionen, Einführung, Geschäftsbeziehungen 

 Wissen (Schlüsselworte, Sonderverwahrungen) 

 Vollmachten (Geschäft, Bank) 

 Organe der Gesellschaft 

 Konsensfähigkeit auf Gesellschafterebene 

 Handlungsfähigkeit auf Gesellschafterebene  

(Minderjährige, Vormundschaftsgericht / ab 01.09.2009 Familiengericht) 

 

 

2. Erhaltung von Kapital und Liquidität 

 

 Im Fall des Todes des Unternehmensinhabers bestehen besondere Gefahren und Be-

einträchtigungen für den Kapitalstock des Unternehmens bei 

 

 Erbauseinandersetzungen 

 Ansprüchen von Pflichtteilsberechtigten 

 Ansprüchen von Vermächtnisnehmern 

 Kündigung von Gesellschaftern 

 Auszahlung von Ehepartnern 

 Zurückhaltung der Banken bei langfristiger Kapitalgewährung 

 ggf. Erbschaftsteuerbelastung, Belastung aus Abfindungen 
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Die gleiche Problematik wie für den Kapitalstock betrifft die sofortige und laufende Liqui-

dität des Unternehmens. Der Wegfall des bisherigen Unternehmers ohne Sicherung der 

laufenden Geschäftsführung kann Banken veranlassen, den Kreditrahmen einzuschrän-

ken oder die Finanzierung fälliger Sonderleistungen anlässlich des Erbfalls abzulehnen. 

 

 

3. Versorgung der Unternehmerfamilie 

 

Der Ausfall des Unternehmers darf nicht dazu führen, dass die Versorgung der Unter-

nehmerfamilie gefährdet wird. Die an sich bereits langfristig angelegten Konzepte müs-

sen also im Risikofall sofort greifen. Dies betrifft insbesondere eine Absicherung durch  

 

 Erträge aus dem fortbestehenden Unternehmen 

 Versorgung durch Privatvermögen 

 Versorgung durch Renten 

 Versorgung durch Lebensversicherungen 

 

 

 

4. Besteuerung im Risikofall 

 

Während die Familie bei dem planmäßigen Generationswechsel einen günstigen Zeit-

punkt für den Vermögensübergang bestimmen kann, ist dies bei einem plötzlichen Tod 

eben nicht der Fall. Die steuerlichen Ziele sind sicherlich  

 

 die Minimierung der Besteuerung des Erbfalls 

 die Steueroptimierung von Vermögensauseinandersetzungen 

 die Steueroptimierung der Hinterbliebenen-Versorgung 

 

Daher sollte die Nachfolge bereits rechtzeitig so geregelt werden, dass die Vermögens-

übergänge weitgehend in der Weise eintreten, wie dies auch bei einer langfristigen Pla-

nung der Fall wäre. Hat der Unternehmer seine Nachfolge noch nicht verfügt, muss er 

auf jeden Fall sobald wie möglich eine vorläufige Regelung treffen, also ein erstes So-

fort-Testament aufsetzen. Dieses enthält dann zwar noch nicht alle Feinheiten der 

Nachfolgeplanung, ist aber stets geeigneter als die gesetzlichen Regelungen, weil Er-

bengemeinschaften am Unternehmen, Ausgleichszahlungen, unerwünschte Erbfolgen, 

unnötige Erbschaftsteuer und anderes mehr vermieden werden können. 
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IV. Gestaltung der Nachfolge im Gesellschaftsrecht  
 

 

 

1. Gestaltungsformen 

 

Für die Organisation von Unternehmen und Vermögen stehen die verschiedensten 

rechtlichen Formen zur Verfügung. Deren Vor- und Nachteile sollten nicht nur unter 

dem Gesichtspunkt des Generationswechsels abgewogen werden, sondern auch nach 

den Anforderungen aus der laufenden  Unternehmenstätigkeit. Grundsätzlich hat der 

Gesetzgeber ab dem Jahr 2009 die ungleiche Behandlung von Personengesellschaften 

(Mitunternehmerschaft) und Kapitalgesellschaften beseitigt; dennoch bestehen weiter-

hin Unterschiede, etwa bei den Schwellenwerten für die Begünstigung von Betriebs-

vermögen. 

 

 

a) GmbH 

 

Die GmbH ist mit über einer Million Gesellschaften die Standard-Rechtsform für Unter-

nehmen in Deutschland. Als Kapitalgesellschaft ist sie gut geeignet für eine schrittweise 

oder einmalige Vermögensübertragung. In der GmbH haben die Gesellschafter die 

Kompetenz, der Geschäftsführung Weisungen zu erteilen und damit eine unternehmeri-

sche Stellung. Der Gesellschaftsvertrag der GmbH enthält in der Regel Verfügungsbe-

schränkungen über Geschäftsanteile und erlaubt nur bestimmten Nachfolgern von Ge-

sellschaftern den Eintritt in die Gesellschaft. Da die Geschäftsanteile aber ein Vermö-

gensgegenstand des Erblassers sind, tritt der Erbe oder Vermächtnisnehmer im deut-

schen Recht zunächst in die Gesellschafterstellung ein. Der Gesellschaftsvertrag muss 

daher vorsehen, dass ein nicht zugelassener Erbe die Anteile den anderen Gesellschaf-

tern abtritt und seine Stimmrechte bis dahin ruhen. 

 

Für die Bemessung der Erbschaftsteuer und Schenkungssteuer wird der gemeine Wert 

der GmbH zugrunde gelegt. Das ist in erster Linie der Wert der sich aus Verkäufen von 

Anteilen an fremde Dritte ergibt, die innerhalb der letzten 12 Monate vor Erbfall oder 

Schenkung stattgefunden haben. Ist das nicht möglich, sind zur Ermittlung des gemei-

nen Wertes die gängigen Wertermittlungsverfahren (Ertragswertverfahren, Mittelwert-

verfahren etc.) heranzuziehen. Bis zum Jahr 2008 erfolgte die Berechnung nach dem 

so genannten Stuttgarter Verfahren, seit 2009 ist auch das vereinfachte Ertragswertver-

fahren (siehe dazu auch Kapitel VI – Steuern), soweit es nicht zu unzutreffenden Er-

gebnissen führt, zulässig. Die neuen Vergünstigungen für Betriebsvermögen gelten erst 

ab einer Beteiligung von über 25 % an der GmbH. Gesellschafter mit geringeren Antei-

len sollten sich daher in einem Pool zusammenschließen. 
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b) Aktiengesellschaft , Kleine AG 

 

Die Aktiengesellschaft in Deutschland ist als Rechtsform für eine Publikumsgesellschaft 

mit vielen Gesellschaftern konzipiert; daher ist sie zu deren Schutz mit vielen formalen  

Regelungen ausgestattet, die die Aktionäre nicht abändern können. Die Aktionäre kön-

nen keinen unmittelbaren Einfluss auf die Geschäftsführung ausüben, diese Kompetenz 

liegt vielmehr bei dem Vorstand unter der Kontrolle des Aufsichtsrats. Mitte der 1990er 

Jahre hatte der Gesetzgeber Neuerungen mit wesentlichen formalen Erleichterungen 

für so genannte kleine Aktiengesellschaften eingeführt. Das Grundprinzip - Formstren-

ge, Kapitalerhaltung und Geschäftsführungskompetenz des Vorstands – bleibt davon 

aber  unberührt. Die AG ist daher weniger für inhabergeführte Unternehmen geeignet, 

sondern für die Beteiligungen von nichttätigen Gesellschaftern in größerer Zahl oder  

zur Vorbereitung auf eine Publikumsgesellschaft am Kapitalmarkt. Daher liegt die Zahl 

der AGs in Deutschland bei knapp 18.000. Sofern der Unternehmer sein Unternehmen 

in eine Stiftung einbringen will, sollte die oberste Gesellschaft eine AG sein; nur damit 

ist eindeutig, dass die Stiftung keine verbotene unternehmerische Tätigkeit ausübt. Der 

Stiftungsvorstand kann den AG-Vorstand nicht anweisen.  

 

Steuerlich werden die Kapitalgesellschaften grundsätzlich gleich behandelt; es beste-

hen also keine Unterschiede zwischen AG und GmbH. 

 

 

c) Kommanditgesellschaft / GmbH & Co. KG 

 

Reine Kommanditgesellschaften mit einer natürlichen Person als persönlich haftendem 

Gesellschafter sind in Deutschland selten, ihre Zahl liegt bei ca. 20.000 Gesellschaften. 

Beliebt ist hingegen die Mischform der GmbH & Co KG mit ca. 200.000 Gesellschaften. 

Sie beschränkt die Gesellschafterhaftung, aber ihre Kapitalverwaltung ist flexibel und ih-

re Ergebnisse werden steuerlich dem Gesellschafter zugerechnet, was zu einer steuer-

lichen Nivellierung von Gewinnen und Verlusten auf Gesellschafterebene führt. Die KG 

ist geeignet, um Nachfolger als Kommanditisten an das Unternehmen heranzuführen; 

sie ist ohne weitere Maßnahmen nicht besonders geeignet, um nichttätige Erben zu be-

teiligen. Üblicherweise erfolgt eine Synchronisierung von Beteiligungen an GmbH und 

KG. Im Generationswechsel kann aber der Senior zunächst Kommanditanteile übertra-

gen und aus Kontrollzwecken die Anteile an der geschäftsführenden GmbH zurückbe-

halten, selbst wenn er den Junior bereits als GmbH-Geschäftsführer bestellt. Umge-

kehrt kann er nach Übergang der Geschäftsführung Kommanditanteile als Vermögens-

beteiligung zurückbehalten. 

 

Die Schenkung oder Vererbung von Kommanditanteilen war bis zum Jahr 2008 privile-

giert, da diese Beteiligung steuerlich als Mitunternehmerschaft betrachtet wurde.  

 



Unternehmensnachfolge herfurth.partner 
6. Aufl. 2017 
 
 

18 

Ausnahme: Schenkt der Senior Kommanditanteile an den Junior, beschränkt aber des-

sen Gesellschafterrechte weitestgehend, ist nach Auffassung der Finanzverwaltung 

kein privilegiertes Betriebsvermögen geschenkt worden. 

 

Als Bemessungsgrundlage galten nur die Buchwerte des Betriebsvermögens ohne Be-

rücksichtigung der Ertragswerte. Seit 2009 ist für gewerblich tätige Personengesell-

schaften wie bei Kapitalgesellschaften der Verkehrswert zugrunde zu legen. Die Be-

rechnung erfolgt nach der gleichen Methode. Der bisherige grundlegende Vorteil der 

Personengesellschaft  gegenüber Kapitalgesellschaften ist also entfallen. Allerdings gilt 

eine Beteiligung an einer gewerblich tätigen Personengesellschaft stets als Betriebs-

vermögen, auf die 25%-Schwelle kommt es nicht an. Sofern also der Gesellschafter-

kreis Gesellschafter mit Beteiligungen unter 25% umfasst, ist die Rechtsform der KG 

gegenüber einer GmbH oder AG jedenfalls für diese Gesellschafter vorteilhafter. Daher 

findet sich die KG häufig als Familienholding einer größeren Unternehmerfamilie. 

 

 

d) Limited und andere ausländische Rechtsformen 

 

Die Rechtsform der englischen Limited haben in den letzten Jahren knapp 20.000 Un-

ternehmer gewählt, weil sie einfacher zu gründen war, als die deutsche GmbH und kein 

Mindeststammkapital erfordert. Durch die Vereinfachung des GmbH-Rechts im Novem-

ber 2008 bietet die GmbH nun vergleichbare Vorteile. Die Form der Limited wurde und 

wird allerdings auch gewählt, um die Mitbestimmung nach deutschem Recht zu vermei-

den.  

 

Zudem bestehen in vielen Unternehmen Gesellschaften im Ausland, die entweder als 

Tochtergesellschaften organisiert sind oder deren Anteile der Unternehmer persönlich 

hält, etwa an ausländischen Immobilengesellschaften für Betriebsimmobilien. 

 

Die Beteiligung an einer Limited oder einer anderen ausländischen Kapitalgesellschaft 

ist stets eine Beteiligung an einem Vermögensgegenstand nach ausländischem Recht. 

Dabei ist zu beachten, dass manche Staaten, z.B. Frankreich, für die auf ihrem Gebiet 

befindlichen Nachlassgegenstände ihr eigenes Erbrecht, nicht das des Erblassers an-

wenden (Belegenheitsprinzip). Dazu werden neben Immobilien oft auch Geschäftsantei-

le an Kapitalgesellschaften gerechnet. Da die zwingenden inhaltlichen und formalen 

Bestimmungen des ausländischen Erbrechts vom deutschen Erbrecht abweichen kön-

nen, muss der Senior stets beachten, keine unwirksamen Verfügungen zu treffen. Um 

das Vermögen in zulässiger Weise zu verteilen und die wirksame Form einzuhalten, ist 

die Errichtung von Sondertestamenten oft unumgänglich (siehe auch Kapitel VII - Un-

ternehmertestament). Das englische Recht akzeptiert allerdings das deutsche Erbrecht 

auch für Beteiligungen in England. 
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Beteiligungen und Betriebsstättenvermögen in europäischen Mitgliedsstaaten bzw. im 

europäischen Wirtschaftsraum sind, entgegen der früheren Regelungen, bei der Be-

messung der Erbschaftsteuer und Schenkungssteuer ebenfalls begünstigt. Englische 

Limiteds, die in Großbritannien geschäftlich nicht aktiv sind, sondern nur dazu dienen, 

das Geschäft in Deutschland zu betreiben, werden als inländisches Betriebsvermögen  

qualifiziert. 

 

 

e) Stille Gesellschaft 

 

Die typische oder atypische stille Gesellschaft ist geeignet zur Vermögensbildung und 

zur Beteiligung des Juniors vor der Übergabe oder aber umgekehrt zur Beteiligung des 

Seniors am Unternehmen nach der Übergabe.  

 

Die stille Gesellschaft lässt sich flexibel ausgestalten, in den Grundzügen als typische 

stille Gesellschaft (Beteiligung am Gewinn, ohne Beteiligung am Unternehmenswert 

und an der Geschäftsführung) oder als atypische stille Gesellschaft (Beteiligung an Ge-

winn, Unternehmenswert und Geschäftsführung).  

 

Die Erträge aus der stillen Beteiligung unterliegen der Einkommensteuer, aber im Fall 

der reinen Vermögensverwaltung nicht der Gewerbesteuer. In diesem Fall gilt der Wert 

der stillen Beteiligung im Fall einer Übertragung aber nicht als begünstigtes Betriebs-

vermögen.  

 

Bei der Übertragung einer stillen Beteiligung wird diese als Mitunternehmerschaft und 

Betriebsvermögen behandelt, wenn sie als atypische stille Gesellschaft gestaltet ist, an-

dernfalls als private Vermögensverwaltung. Räumt also der Senior dem Junior eine aty-

pische stille Beteiligung ein, ist dies im Regelfall eine Übertragung von Betriebsvermö-

gen und begünstigt. Behält sich umgekehrt der Senior bei der Übertragung des Unter-

nehmens daran eine stille Beteiligung vor und lässt diese später entfallen, wird deren 

Wert als Übertragung von neuem Betriebsvermögen zu behandeln sein. 

 

 

f) GbR / Gesellschaft bürgerlichen Rechts 

 

Die Gesellschaft bürgerlichen Rechts ist geeignet für die kontrollierte Übergabe von pri-

vatem Vermögen (Grundstücksgesellschaft; Familien GbR). Sie ist ansonsten schwer-

fällig und für Handelsgeschäfte nicht geeignet.  

Das Vermögen einer GbR wird in der Regel nicht als Betriebsvermögen angesehen, 

weil die GbR nur vermögensverwaltend, nicht aber gewerblich tätig ist. Das gilt auch, 

wenn die Immobilien der GbR dem Unternehmen dienen, aber keine Betriebsaufspal-

tung im steuerlichen Sinn vorliegt (keine einheitliche Leitung und Kontrolle). Bei einer 
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Betriebsaufspaltung rechnet das Vermögen der Besitzgesellschaft, das der Betriebsge-

sellschaft dient, jedoch zum Betriebsvermögen.  

 

 

 

2. Sonstige Gestaltungen 

 

 

a) Beteiligung des Kapitalmarktes 

 

In bestimmten Konstellationen kann die Einbeziehung externer Kapitalgeber sinnvoll o-

der erforderlich sein. Beteiligungsgesellschaften sind geeignete Partner, um den Anteil 

des Seniors bei dessen Ausscheiden ganz oder teilweise zu übernehmen. Dies dient ei-

nerseits der Sicherung der unabhängigen Altersversorgung des Seniors und ermöglicht 

andererseits die finanzielle Übernahme durch den Junior. Nahezu regelmäßig ist eine 

solche Unternehmensbeteiligung bei der externen Nachfolge in größeren Unternehmen 

notwendig; selten verfügen nämlich die internen oder externen Manager  über ausrei-

chendes Eigenkapital. Ob die Beteiligungsgesellschaft die Beteiligung dauerhaft hält, 

oder ob sie auf einen Ausstieg (Exit) nach einigen Jahren abzielt, ist Frage deren Ge-

schäftspolitik. Für die Begleitung der Nachfolge sind sicherlich solche Beteiligungsge-

sellschaften zu bevorzugen, die bereit sind, dauerhaft aus dem laufenden Unterneh-

mensergebnis Rendite zu erzielen, aber auch, dem Junior nach dessen Etablierung ihre 

Beteiligung zu verkaufen. 

 

Das Engagement von Beteiligungsgesellschaften kann aber auch eine Zwischenstufe für 

den Gang an die Börse sein. Die Übergabe des Unternehmens an den Kapitalmarkt o-

der auch dessen Beteiligung neben Familienmitgliedern setzt aber nicht nur einen auf-

nahmebereiten Kapitalmarkt voraus, sondern vor allem, dass das Unternehmen auch 

nach dem Ausscheiden des Unternehmers erfolgreich und ertragreich bleibt. 

 

 

b) Stiftungen 

 

Stiftungen können in bestimmten Fällen eine Lösung für die Nachfolge darstellen, insbe-

sondere wenn der Unternehmer auch nach seinem Ausscheiden oder Ableben das Un-

ternehmen langfristig in einer Hand wissen will oder wenn keine geeigneten Erben in 

Sicht sind. Stiftungen sind als solche kein Steuersparmodell. Die Grundstruktur einer 

Stiftung ist nach deutschem Recht festgelegt: Es handelt sich um ein Sondervermögen, 

dass sich selbst gehört und in der Substanz dem Zugriff anderer, also auch des Stifters 

und seiner Familie, entzogen ist. Die Übertragung des Unternehmens in eine Stiftung ist 

daher eine endgültige Verfügung. Den Begünstigten (Destinatären) dürfen Mittel nur aus 
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den laufenden Erträgen der Stiftung zufließen. Ein Stiftungsmodell eignet sich daher erst 

ab einer gewissen Unternehmensgröße oder Vermögensgröße, um tragfähig zu sein.  

 

Die Stiftungsgründung erfolgt durch das Stiftungsgeschäfts und ist auch nach dem Tod 

durch Anordnung des verstorbenen Stifters möglich. Sinnvoller ist aber regelmäßig die 

Errichtung der Stiftung und ersten Finanzausstattung durch den noch lebenden Stifter, 

weil er damit die Stiftung auf den von ihm gewünschten Weg bringen kann. 

 

Das Halten von Stiftungsvermögen stellt Vermögensverwaltung dar, Stiftungen dürfen 

sich selbst nicht gewerblich betätigen und somit nicht unternehmerisch tätig sein. In die 

Unternehmensführung  dürfen sie nicht eingreifen. Sofern sie an Unternehmen einen 

Anteil halten, der einen Einfluss auf die Geschäftsführung zulässt, ist dies schädlich. 

Hält die Stiftung ein Unternehmen mehrheitlich, sollte daher dafür die Rechtsform der 

AG gewählt werden.  

 

Stiftungen unterliegen der staatlichen Genehmigung und Aufsicht. Sie werden vom Vor-

stand geführt; dieser wird wiederum vom Stiftungsrat oder Kuratorium eingesetzt und 

überwacht. Je nach ihrem Zweck und der daraus folgenden steuerlichen Behandlung 

lassen sich verschiedene Stiftungsformen unterschieden. 

 

 Familienstiftung 

 

Die Familienstiftung hält das Vermögen, dessen Erträge fließen der Familie als Ein-

kommen zu.  Die Einbringung des Vermögens unterliegt für die Stiftung der Erb-

schaftsteuer; der Besteuerung ist das Verwandtschaftsverhältnis des nach der Stif-

tungsurkunde entferntesten Berechtigten zum Erblasser oder Schenker zugrunde zu 

legen. Da das Vermögen der Stiftung niemals wieder vererbt wird, greift der Fiskus 

alle 30 Jahre mit der Erbersatzsteuer auf das Vermögen zu. Diese kann allerdings in 

laufenden jährlichen Raten entrichtet werden. Die laufenden Einkünfte der Stiftung 

unterliegen der Einkommensteuer. 

 

 Gemeinnützige Stiftung 

 

Die gemeinnützige Stiftung dient gemeinnützigen Zwecken und ist daher steuerlich 

begünstigt. Der Katalog solcher Zwecke ist in der Abgabenordnung definiert und 

umfasst Bildung, Gesundheit, Kultur, Soziale Hilfe, Wissenschaft und anderes. Die 

Gemeinnützigkeit bescheinigt die Finanzverwaltung  aufgrund der Prüfung des Stif-

tungszwecks. 

 

Bei Einbringung des Vermögens oder Wechsel der Begünstigten fällt keine Erb-

schaft- oder Schenkungsteuer an, von der Erbersatzsteuer ist die gemeinnützige 

Stiftung befreit. Die laufenden Einkünfte der Stiftung unterliegen nicht der Einkom-
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mensteuer. Hinzu kommt bei gemeinnützigen Stiftungen des privaten Rechts das 

Steuerprivileg des Stifters. Seine Zuwendung ist eine Spende, die er bis zur Höhe 

von 20.450 EUR zusätzlich zu den prozentualen Regelungen des § 10b EStG als 

Aufwand von der Bemessungsgrundlage für seine Einkommensteuer abziehen 

kann. Eine gemeinnützige Stiftung darf bis zu 1/3 der Stiftungseinkünfte für die Fa-

milie des Stifters verwenden, ohne den Gemeinnützigkeitsstatus zu verlieren.  

 

 Doppelstiftung 

 

Die Doppelstiftung kombiniert eine gemeinnützige Stiftung mit einer Familienstiftung 

und lässt auf diese Weise einen Teil des Vermögens steuerfrei auf die Familie über-

gehen. 

 

 Auslandsstiftung 

 

Auslandsstiftungen sind unter Umständen kostengünstiger als in Deutschland zu er-

richten und zu verwalten, teilweise besteht keine Stiftungsaufsicht. Besonders Stif-

tungen in Österreich, der Schweiz und in Liechtenstein erfreuen sich Beliebtheit. Die 

wesentlichen Gründe dafür sind oder waren aber steuerlicher Natur: die österreichi-

sche Stiftung ist erbschaftsteuerlich begünstigt, was sich bis zum Ende des Doppel-

besteuerungsabkommens zur Erbschaftsteuer zwischen Deutschland und Öster-

reich (2007) auch für deutsche Steuerbürger positiv auswirkte. Die liechtensteini-

sche  Stiftung hingegen diente oftmals als Versteck  für unversteuertes Vermögen 

oder nicht zur Versteuerung angegebener Erträge. Denn alle Einkünfte von deut-

schen Steuerpflichtigen, auch die Zuwendungen von ausländischen Stiftungen, sind 

in Deutschland anzugeben und einkommensteuerpflichtig. Anderes gilt nur, wenn 

sie bereits im Ausland besteuert werden und aufgrund eines Doppelbesteuerungs-

abkommens in Deutschland von der Besteuerung ausgenommen sind. 

 

Trusts als Stiftungen nach angelsächsischem Rechtsmodell sind besonders an 

Standorten wie Gibraltar, Malta oder den Kanalinseln beliebt, aber auch in Übersee 

wie auf den Bermudas etc. Für deren steuerliche Betrachtung gilt gleiches wie für 

Liechtenstein. Allerdings wird auch Vermögen in US-Trusts eingebracht. Bei allen 

angelsächsischen Trusts kommt es für die steuerliche Behandlung auf die genaue 

Konstruktion des Trusts an. Der Errichter (settlor) kann den Trust nämlich auch wie-

der auflösbar ausgestalten, so dass das Vermögen an die Familie des Stifters zu-

rückfällt (revocable trust). Bei solcher Gestaltung betrachtet die deutsche Finanz-

verwaltung den Trust als steuerlich nicht existent. 

 

Soll ein Unternehmen in eine ausländische Stiftung eingebracht werden, droht bei 

der Überführung von Anteilen an deutschen Kapitalgesellschaften die Wegzugsbe-

teuerung (§ 6 Außensteuergesetz). Ähnlich wie bei einer Betriebsaufgabe wird das 
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Vermögen aufgedeckt und Einkommensteuer unterworfen. Der Kapitaltransfer in 

das Ausland ist im Erbfall anzugeben. 

 

 

 

3. Gestaltungsmaßnahmen 

 

 

a) Wechsel der Unternehmensform 

 

Sofern die Rechtsform gewechselt werden soll, erfolgt die Umwandlung in der Regel 

nach dem Umwandlungsgesetz (auch von Kapitalgesellschaften in Personengesell-

schaften, auch Unternehmensspaltungen oder Verschmelzungen als Gesamtrechts-

nachfolge). Der Rechtsformwechsel nach dem Umwandlungssteuergesetz ist hinsicht-

lich Einkommensteuer / Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer in der Regel steuer-

neutral. Werden aber in den Gesellschaften Grundstücke durch Spaltung oder Ver-

schmelzung übertragen, kann in bestimmten Fällen darauf Grunderwerbsteuer anfallen.   

 

 

b) Anpassung der Gesellschaftsverträge 

 

Häufig ist der Gesellschaftsvertrag noch nicht auf eine Nachfolge zugeschnitten; er 

muss also dementsprechend angepasst werden.  

 

Diese betrifft in erster Linie die Nachfolgeklauseln. Personen(handels)gesellschaften 

werden bei Tod eines Gesellschafters unter den übrigen Gesellschaftern fortgesetzt, die 

früher erforderliche  Fortsetzungsklausel benötigt man seit der HGB-Reform von 1998 

nun nicht mehr. Soll aber mit dem Tod ein bestimmter Nachfolger in die Gesellschafter-

stellung eintreten, muss der Gesellschaftsvertrag zumindest eine einfache Nachfolge-

klausel enthalten. Bei einer qualifizierten Nachfolgeklausel muss der Kandidat bestimm-

te Voraussetzungen erfüllen, etwa eine bestimmte Berufsausbildung oder ein bestimm-

tes Lebensalter. Eine Eintrittsklausel lässt dem Erben die Wahl, ob er als Mitgesell-

schafter in die Gesellschaft eintreten will. In Kapitalgesellschaften erfolgt der Anteils-

übergang auf den Erben ohne weiteres Zutun; soll nicht jeder, sondern nur bestimmte 

Erben nachfolgen dürfen, muss der Senior im Gesellschaftsvertrag vorsehen, dass der 

Erbe seine Geschäftsanteile gegen Abfindung wieder abgibt (Erbausschlussklausel). 

 

Auch im Übrigen ist zu prüfen, ob die gegenwärtigen Regelungen des Gesellschaftsver-

trages auch nach dem Generationswechsel noch geeignet sind. Geht das Unternehmen 

vom Senior auf  den Junior als Alleingesellschafter über, bleibt die Interessenlage im 

Grundsatz gleich. Kommt es aber durch die Nachfolge zu einer Mehrpersonengesell-

schaft oder verschieben sich Beteiligungsquoten, müssen die Anforderungen an die 



Unternehmensnachfolge herfurth.partner 
6. Aufl. 2017 
 
 

24 

Mehrheitsverhältnisse angepasst werden. Auch zahlreiche andere Regelungen werden 

erforderlich, die bei einem Alleingesellschafter entbehrlich sind, etwa Organisationsre-

geln zur Gesellschafterversammlung, Verfügungsverbote, Wettbewerbsverbot etc. Be-

reitet der Senior den Gesellschaftsvertrag bereits entsprechend vor, vermeidet dies 

langwierige Abstimmungsprozesse der Nachfolger über die neuen Regelungen, und 

auch sofortige Entscheidungen können auf geeigneter Grundlage getroffen werden. 

 

 

c) Regelungen zum familienrechtlichen Güterstand 

 

Der Nachfolger sollte, gegebenenfalls bereits durch den Gesellschaftsvertrag, einen 

Erbvertrag oder durch Testament gefordert, mit seinem Ehepartner die angemessene 

Behandlung des künftigen Zugewinns aus dem Unternehmensvermögen regeln. Bliebe 

es bei der gesetzlichen Form der Zugewinngemeinschaft, hätte der Ehepartner in den 

meisten Fällen ein Mitspracherecht bei einer Unternehmensveräußerung und vor allem 

im Fall der Scheidung Anspruch auf Zugewinnausgleich. Der Zugewinn am Unterneh-

mensvermögen kann während der Ehe beträchtlich sein. Der früher empfohlene Güter-

stand für eine Unternehmerehe war daher die Gütertrennung, weil diese keinen Zuge-

winnausgleich gewährt. Vorteilhafter ist in aller Regel aber die modifizierte Zugewinn-

gemeinschaft, bei der für den Fall der Scheidung der Zugewinnausgleich auf das Unter-

nehmensvermögen ausgeschlossen wird; soweit aber der Ehepartner Unternehmens-

vermögen erbt, bleibt sein Anspruch auf diesen Wertausgleich bestehen. Dies erspart 

Erbschaftsteuer, weil der Vermögensanfall an den Ehepartner als Erwerb aus der Ehe, 

nicht von Todes wegen angesehen wird. Klauseln in Gesellschaftsverträgen, die eine 

schlichte Gütertrennung fordern, sind daher in der Regel unwirksam. 

 

 

d) Installation des Beirats 

 

Sinnvollerweise bestellt der Senior einen Beirat zur Begleitung des Übergangs bzw. zur 

Sicherung der Unternehmenskontinuität im Fall seines plötzlichen Ausfalls. Der Beirat 

sollte bereits während der Tätigkeit des Seniors als Beratungsgremium aktiv werden; 

dadurch sammelt der Senior Erfahrungen mit dem Beirat und der Beirat Erfahrungen mit 

dem Unternehmen. Die Grundlage für die Tätigkeit des Beirats wird im Gesellschaftsver-

trag verankert, er bestimmt die Aufgaben und Zusammensetzung dieses Gremiums. Die 

Organisation des Beirats kann zusätzlich eine Beiratsordnung regeln. Um die Institution 

des Beirats als Aufsichtsgremium auch für eine bestimmte Periode nach dem Tod des 

Seniors zu verankern, empfiehlt sich eine testamentarische Auflage und die Bestellung 

eines Testamentsvollstreckers, um die Einhaltung zu überwachen. Der Testamentsvoll-

strecker wird zumeist dem Beirat angehören oder ein Testamentsvollstreckergremium 

mit dem Beirat personenidentisch sein.  
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e) Neue Gesellschaft für Auslandsvermögen  

 

Zur Vermeidung ausländischen Erbrechts und Erbschaftsteuerrechts auf die im Ausland 

belegenen Vermögensteile sollten diese besser über eine deutsche Personengesell-

schaft oder Kapitalgesellschaft gehalten werden. Andernfalls droht eine Doppelbesteue-

rung des Nachlasses. Während zur Vermeidung einer Doppelbesteuerung von Ein-

kommen ein weltweites dichtes Netz von bilateralen DBA zwischen Staaten gespannt 

ist, bestehen für die Erbschaftsteuer nur wenige DBA. Das Erbschaftsteuer-DBA 

Deutschland – Österreich hat die Bundesrepublik zum Ende 2007 auslaufen lassen. Der 

deutsche Fiskus erhebt allerdings von sich aus bei den deutschen Steuerpflichtigen 

keine Erbschaftsteuer, soweit solche bereits im Ausland angefallen ist. Ob aber eine im 

Ausland auf den Vermögensübergang anfallende Besteuerung tatsächlich als Erb-

schaftsteuer angesehen wird, ist Frage des Einzelfalls. Jedenfalls gilt dies nicht für die 

in den USA und Kanada erhobene capital gains tax, so dass es  für dortige Vermö-

genswerte bei Vererbung zu einer Doppelbesteuerung des Nachlasses kommt. Auch 

die auf spanische Immobilien anwendbare spanische Erbschaftsteuer ist teilweise deut-

lich höher als die deutsche. 

 

Sofern der Senior die Vermögenswerte im Ausland nicht von vornherein durch eine 

deutsche Gesellschaft sondern persönlich hält, ist zu prüfen, welche Belastungen bei 

einem Übergang entstehen. Die Betrachtung muss daher auch berücksichtigen, dass 

die Einbringung der Immobilien oder Beteiligungen als Veräußerung durch den Senior 

an die neue Gesellschaft gilt, die einen Wertzuwachs realisiert. Dieser würde in Nord-

amerika mit der capital gains tax belegt, und zum Beispiel in Spanien mit der plus valia 

Steuer. Die Einbringung  ist also vorteilhaft, wenn noch ein nennenswerter Wertzu-

wachs bis zur Vererbung zu erwarten ist. 

 

 

f) Projektplan 

 

Auch die gesellschaftsrechtlichen Maßnahmen  sind Teil des Projektplans zur Nachfolge 

mit den besonderen Aspekten von 

 

 Festlegung der Stufen und des Zeitplans für die Leitungs- und Vermögensüber-

nahme, Festlegung der Übernahmekonditionen 

 Berücksichtigung der Unternehmensentwicklung zwischen Übernahme der Ge-

schäftsführung und Übertragung des Vermögens 

 

Bei einem Widerspruch von gesellschaftsrechtlichen Regelungen und erbrechtlichen 

Regelungen geht das Gesellschaftsrecht vor.  
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V. Gestaltung der Nachfolge im Erbrecht und Familienrecht  
 

 

Die Erbfolge, wie sie im Bürgerlichen Gesetzbuch geregelt ist, gibt nur Grundmodelle 

vor, die für den Einzelfall vielfach nicht passen. Das Gesetz erlaubt aber zahlreiche Ab-

wandlungs- und Gestaltungsmöglichkeiten, die der Erblasser nutzen muss, um das für 

seine Situation wirklich geeignete Ergebnis zu erreichen. Im Normalfall wird sein Ziel 

immer sein, das Unternehmen auch in der folgenden Generation steuerungsfähig zu 

halten und von nichtunternehmerischen finanziellen Ansprüchen zu entlasten. Bei der 

Gestaltung seiner Vermögensnachfolge muss er daher ordnen, wer in welche Funktio-

nen einrücken soll, wer versorgt werden muss und wessen Ansprüche möglichst zu re-

duzieren sind. Natürlich gilt dieser Grundsatz nicht nur für den alternden Unternehmer, 

der in Ruhe seine Generationennachfolge plant, sondern genauso für den jungen Un-

ternehmer, der durch Unfall oder Krankheit plötzlich aus dem Leben gerissen werden 

kann. 

 

 

 

1. Die gesetzliche Erbfolge 

 

Die gesetzliche Erbfolge des BGB teilt die Erben nach verschiedenen Ordnungen ein. 

Erben erster Ordnung sind die eigenen Kinder des Erblassers und deren Abkömmlinge. 

Dabei mag manchen überraschen, dass das seit 1970 geltende Erbrecht für nichteheli-

che Kinder, die nach dem 1. Juli 1949 geboren wurden, 1998 erneut geändert wurde. 

Nun gehört das nichteheliche Kind, auch wenn ein Mann eine Ehefrau oder eheliche 

Kinder hinterlässt, zur Erbengemeinschaft, und hat nicht nur einen Erbersatzanspruch. 

Sind keine Erben erster Ordnung mehr vorhanden, erben die Eltern oder deren Ab-

kömmlinge. Fehlen auch diese, erben die Großeltern und deren Abkömmlinge als Erben 

dritter Ordnung. 

 

Gesetzliche Erben:  

 

 erster Ordnung: eigene Kinder und deren Abkömmlinge 

 zweiter Ordnung: Eltern, Geschwister und deren Abkömmlinge 

 dritter Ordnung: Großeltern, Onkel/Tante, Vetter/Base 

 

(seit 1970 bis 1998 Erbrecht nichtehelicher Kinder in Form von Erbersatzanspruch; 

seit 1998 Erbrecht als Mitglied der Erbengemeinschaft, auch mit ehelichen Kindern 

und Ehegatte) 
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Großvater Großmutter

Neffe

Bruder MutterVater

Kind 3Kind 2Kind 1

Enkel 2Enkel 1

1.Ordnung

2. Ordnung

Erben

Abkömmlinge

 
 

 

Der Ehepartner hat nach dem Gesetz eine besondere Stellung; er erbt bereits neben 

den Erben erster Ordnung je nach Güterstand. Das gesetzliche Ehegattenerbrecht be-

ruht auf dem Teilungsprinzip und reicht von einem Viertel bis zu einem Ganzen, da es 

von der Zugehörigkeit der konkurrierenden Verwandten zu den verschiedenen Ordnun-

gen abhängig, und um so größer ist, je ferner diese mit dem Erblasser verwandt sind. 

Der überlebende Ehegatte des Erblassers erbt also neben Verwandten der ersten Ord-

nung 1/4, neben Verwandten der zweiten Ordnung oder neben den Großeltern erbt er 

zu 1/2.  

 

Lebten die Eheleute im Güterstand der Zugewinngemeinschaft, hat der überlebende 

Ehegatte zwei Möglichkeiten: Er kann zwischen dem sogenannten  großen Pflichtteil  

(erbrechtliche Lösung) und dem sogenannten kleinen Pflichtteil (güterrechtliche Lösung) 

wählen.  

Bei der erbrechtlichen Lösung erhält der Ehepartner neben allen Abkömmlingen ersten 

Grades eine Erbquote von 1/2. Insofern wird der Zugewinnausgleich pauschal berück-

sichtigt. Ist in der Ehe allerdings ein großer Zugewinn angefallen, empfiehlt sich die gü-

terrechtliche Lösung. Dabei wird zunächst der Zugewinn konkret ermittelt und ausgegli-

chen, danach erhält der überlebende Ehepartner seinen Pflichtteil in Höhe von 1/4 des 

Nachlasses. 
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Der Zugewinnausgleich ist erbschaftssteuerfrei (§ 5 ErbStG); dieses reduziert seine 

Erbschaftssteuer und die Pflichtteilsansprüche anderer Erben. Daher bildet die schlichte 

Gütertrennung meist eine unvorteilhafte Lösung; besser sind bedingte Gütertrennung 

oder modifizierte Zugewinngemeinschaft in besonderer Ausgestaltung für Unternehmer. 

In Ehen mit großem Zugewinn kann es daher für den Ehepartner vorteilhaft sein, Erbe 

und Vermächtnis auszuschlagen und Zugewinn und Pflichtteil zu verlangen. 

 

 
 

 

2. Erbengemeinschaft 

 

Soweit der Erblasser Nachlassgegenstände nicht bestimmten Erwerbern zuordnet, ent-

steht daran im Fall von mehreren Erben eine Erbengemeinschaft. Das naturgemäße 

und gesetzliche Ziel der Erbengemeinschaft ist die Auseinandersetzung und die Befrie-

digung der einzelnen Erben. Die Erbengemeinschaft kann nur gemeinschaftlich über 

Vermögensgegenstände verfügen. Die gemeinschaftliche Verwaltung ist daher schwer-

fällig und für ein Unternehmen denkbar ungeeignet. Eine Teilauseinandersetzung, etwa 

in Form der Aufteilung des Betriebserbes in Gesellschaftsanteile, ist möglich. Eine Er-

bengemeinschaft sollte jedenfalls für den Erwerb von Unternehmen vermieden werden. 

Zumindest sollte die Beteiligung dann als GbR geführt werden. Der vorausschauende 

Unternehmer wird also alles daran setzen, keine Erbengemeinschaft entstehen zu las-

sen, oder aber diese durch einen eingesetzten Testamentsvollstrecker zu übersteuern. 

 

 

 

3. Pflichtteil 

 

Besondere Aufmerksamkeit muss der Erblasser dem Pflichtteilsanspruch widmen. Denn 

pflichtteilsberechtigt sind Abkömmlinge, Ehegatten und Eltern, sofern sie als gesetzliche 
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Erben berufen und durch Testament vom Erbe ausgeschlossen sind. Pflichtteilsberech-

tigte können also sein: 

 

 1. Ordnung: eigene Kinder und deren Abkömmlinge 

 2. Ordnung: Eltern (aber nicht Geschwister!), sofern keine Abkömmlinge  

 3. Ordnung: keine  

 Ehepartner 

 

Eine Enterbung, bei der auch der Pflichtteilsanspruch fortfällt, ist nur in ganz außerge-

wöhnlichen Fällen zulässig. 

 

Großvater Großmutter

Neffe

Bruder MutterVater

Kind 3Kind 2Kind 1

(Enkel 2)(Enkel 1)

Pflichtteil
Personenkreis

 
Der Pflichtteil berechnet sich mit der Hälfte des gesetzlichen Erbteils. Der Pflichtteilsbe-

rechtigte kann seinen Anspruch in Geld gegenüber dem Erben sofort einfordern. Dieser 

Anspruch kann auch nicht beliebig verringert werden, indem der Erblasser sein Vermö-

gen bereits zu Lebzeiten durch Zuwendungen schmälert. In diesem Fall hat der Pflicht-

teilsberechtigte einen Pflichtteilsergänzungsanspruch. Stattet also der Erblasser einen 

Erben bereits mit einer Existenzgrundlage aus (etwa mit Anteilen am Unternehmen), 

muss der Betrag gegenüber dem Pflichtteilsberechtigten unter Umständen ausgegli-

chen werden. Auch Schenkungen des Erblassers zu Lebzeiten in einem Zeitraum von 

zehn Jahren vor dem Erbfall berechtigen zu einer Pflichtteilsergänzung. 

Seit dem 01. Januar 2010 ist zur Berechnung des Pflichtteilsergänzungsanspruchs eine 

gesetzliche Änderung eingetreten. Bis 2010 wurde der Wert des in den letzten 10 Jah-

ren vor dem Erbfall geschenkten Vermögens zu 100 % angerechnet. Nun gilt das soge-
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nannte Abschmelzmodell: Der Wert der Schenkung wird für die Berechnung jährlich um 

10 % geringer angesetzt.  Durch diese Änderung erhalten der Erbe und der Beschenkte 

größere Planungssicherheit.  

 

Erhält ein pflichtteilsberechtigter Erbe einen Erbanteil, der weniger als der Pflichtteil 

wert ist, steht ihm ein finanzieller Ausgleich zu. Sofern der Nachlass so aufgeteilt wird, 

dass ein Pflichtteilsberechtigter kein oder weniger Vermögen erhält als dem Pflichtteil 

entspricht, könnte er von den (anderen) Erben die Differenz fordern. 

 

Um dieses zu vermeiden, benötigt der Erblasser eine Pflichtteilsverzichtserklärung oder 

-vereinbarung. Häufig wird dabei ein anderweitiger Ausgleich vorgesehen. Denkbar ist 

auch ein Erbverzicht; diese Gestaltung ist jedoch meist ungünstig, weil dadurch die 

Pflichtteilansprüche anderer Pflichtteilsberechtigter erhöht werden. 

 

Pflichtteilsverzicht und Erbverzicht erfordern eine notarielle Beurkundung. Ein entspre-

chender Erbvertrag kann dann einseitig nicht mehr geändert werden, es sei denn der 

Erbvertrag räumt ausdrücklich eine entsprechende Ermächtigung ein.  

 

Zur Vermeidung von sofort fälligen Ausgleichsansprüchen kann es daher sinnvoll sein, 

einem pflichtteilsberechtigten Erben mit Teilungsanordnung über Werte in Höhe des 

Pflichtteils zum Erben einzusetzen.  

 

Falls sich bei späterem Verkauf ein bereits bei Erbfall vorhandener höherer Wert eines 

Nachlassgegenstandes als der Schätzwert realisiert, kann es zu einer Nachbewertung 

des Nachlasses kommen. 

 

 

 

4. Gestaltungen der Erbfolge 

 

Der Erblasser kann gesetzliche Erben oder andere Personen als Erben einsetzen. Dies 

kann zu gleichen oder ungleichen Teilen geschehen.  

 

Der Erblasser kann den Verlauf seines Vermögens in begrenztem Umfang auch für die 

Zeit nach seinem Tod bestimmen. Dem Unternehmer liegt meist sehr am Herzen, den 

Lauf des Vermögens über mehrere Generationen hinweg zu kanalisieren. Ein beliebtes 

Modell ist dazu die Vor- und Nacherbschaft. 

 

Ein anderes Modell ist die Vollerbschaft mit Schlusserbschaft: dabei kann der Vollerbe 

über das Vermögen frei verfügen, so dass es nur in dem dann vorhandenen Zustand 

auf den Schlusserben übergeht. Sofern durch den Vollerben neue Erben hinzutreten, 

etwa durch Wiederverheiratung, sind diese zwar von der Erbschaft ausgeschlossen, je-
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doch pflichtteilsberechtigt. Daher bestimmen manche Testamente mit einer Wiederver-

heiratungsklausel, dass bei Wiederverheiratung des überlebenden Ehepartners dieser 

nur als Vorerbe anstatt Vollerbe eingesetzt ist. 

 

 

a) Vorerbe und Nacherbe 

 

Der Erblasser kann einen Erben in der Weise einsetzen, dass dieser erst Erbe wird, 

nachdem zunächst ein anderer Erbe geworden ist. Der zunächst berufene Erbe ist der 

Vorerbe. Derjenige, der nach ihm Erbe desselben Nachlasses wird, ist der Nacherbe. 

Vor- und Nacherbe sind Erben des Erblassers. Die Anordnung einer Vor- und Nacherb-

schaft ist zu empfehlen, um die Versorgung eines Erben, z.B. der überlebenden Ehe-

frau, sicherzustellen. Dadurch, dass die Vorerbschaft nicht uneingeschränktes Vermö-

gen des überlebenden Ehegatten wird, sondern ein Sondervermögen bildet, kann der 

Erblasser durch Vor- und Nacherbeinsetzung verhindern, dass der Nachlass durch ge-

setzliche Erb- oder Pflichtteilsansprüche gegenüber dem Vorerben an Personen fällt, 

denen nach seinem Willen nichts zufallen soll. Einer der typischen Fälle ist daher die 

Anordnung der Vorerbschaft für einen Unternehmenserben; bei dessen Tod geht das 

Unternehmen auf dessen Abkömmlinge über, ohne dass die Ehefrau des Vorerben ei-

nen Pflichtteilsanspruch hätte. Die Anordnung ist also entbehrlich, wenn ein Pflichtteils-

verzicht der Ehefrau vorliegt. 

 

Der Vorerbe ist in seinen Verfügungsrechten stark eingeschränkt, auch noch bei der so 

genannten befreiten Vorerbschaft. Insofern ist eine solche Anordnung nur unter be-

stimmten Umständen zu empfehlen. 

 

Erbschaftsteuer fällt sowohl auf den Erwerb durch den Vorerben als auch durch den 

Nacherben an. Der Nacherbe kann allerdings beantragen, dass auf seinen Nachlass-

wert der Verwandtschaftsgrad zum Erblasser anstelle zum Vorerben zugrunde gelegt 

wird (ggf. Vorteile bei Steuerklasse und Freibeträgen).  

 

 

b) Schlusserbe  

 

Ehegatten können sich gegenseitig zu Erben einsetzen und danach ihre Abkömmlinge 

oder andere Personen. Dieses Modell ist als so genanntes Berliner Testament bekannt. 

Der Zweiterbe wird als Schlusserbe bezeichnet, der Erbe ist Vollerbe. Nach dem Tod 

des Erstversterbenden kann der überlebende Ehegatte diese letztwillige Verfügung 

nicht mehr ändern, es sei denn das Testament räumt ausdrücklich eine entsprechende 

Ermächtigung ein. 
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Damit wird der Verlauf des Nachlasses vorbestimmt; der Erbe ist aber in seiner Verfü-

gung über den Nachlass frei. Er kann ihn also verbrauchen, so dass der Schlusserbe 

nichts mehr erhält. Der Nachlass wird auch Teil des Vermögens des Erben; dadurch 

umfassen gesetzliche Erbansprüche und Pflichtteilsansprüche auch diesen Vermögen-

steil, also zum Beispiel das geerbte Unternehmen.  

 

Die Kanalisierung des Nachlasses ist in bestimmten Lebenssituationen sinnvoll, insbe-

sondere, wenn dem überlebenden Ehepartner des Erblassers noch lange die Verfü-

gungsmacht über das Unternehmensvermögen zustehen soll. Ist aber der Erblasser 

darüber besorgt, dass im Fall der Wiederverheiratung des überlebenden einem neuen 

Ehepartner Erbansprüche, Pflichtteilsansprüche oder auch nur faktische Mitsprache-

rechte zufallen könnten, wird er eine so genannte Wiederverheiratungsklausel (auch Zö-

libatsklausel) in sein Testament aufnehmen; bei Heirat reduziert sich dann die Erbschaft 

auf eine Vorerbschaft.  

 

Sind beide Ehepartner bereits im vorgerückten Alter, sollte ein zweifacher Erbgang auf 

Ehepartner und danach Kinder vermieden werden, da er zweimal Erbschaftsteuer aus-

löst. Besser ist meist, die Versorgung des Überlebenden Ehepartners durch Auflagen 

und Vermächtnisse zu regeln, etwa Renten, Nießbrauch, Wohnrechte etc. 

 

 

c) Rückfallklausel  

 

In bestimmten Fällen soll der Übergang von Vermögen an unerwünschte Nachfolger 

vermieden werden, wie z.B. familienfremde Partner und Ehepartner von Abkömmlingen. 

Dieser Fall kann aber dennoch durch den Wegfall eines Erben nach Erbanfall auftreten; 

z.B. vererbt der Vater an ein Kind einen Unternehmensteil, das Kind stirbt, dessen Mut-

ter, also die Witwe des Erblassers, ist dann gesetzlicher Erbe des Kindes. Dieses Er-

gebnis kann durch auflösende Bedingungen zum Teil vermieden werden. 

 

 

 

5. Gezielte Zuwendungen 

 

In jedem Fall stellt sich für einen Unternehmer erheblicher Gestaltungsbedarf, wenn 

mehrere gesetzliche Erben vorhanden sind. Dazu stehen ihm verschiedene Instrumente 

zur Verfügung. 
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a) Teilungsanordnung 

 

Mit der Teilungsanordnung kann der Erblasser bestimmte oder alle Nachlassgegen-

stände bestimmten Erben zuweisen; dies ist dann kein Vermächtnis. In der Regel ist ei-

ne Teilungsanordnung über die Erbmasse sinnvoll.  

 

Dabei muss der Verfasser des Testaments klar bestimmen, ob Wertdifferenzen zwi-

schen den Vermögensgegenständen unter den Erben noch ausgeglichen werden sol-

len. In diesem Fall müssen die nach den Nachlassgegenständen zunächst besser ge-

stellten Erben den anderen einen finanziellen Ausgleich leisten. Dieser Ausgleich be-

deutet eine Liquiditätsbelastung für den besser gestellten Erben. Von dem schlechter 

gestellten Erben ist der Ausgleichsbetrag als Einkommen zu versteuern und mindert 

den Nettowert seines Erbes. Bei dem Leistenden ist die Ausgleichszahlung einkom-

mensteuerlich absetzbarer Aufwand und verschafft ihm eine Steuerersparnis. Derjenige 

Erbe, der zunächst rechnerisch weniger erhalten hat, steht also auch nach dem Aus-

gleich wirtschaftlich schlechter. Gerade bei der Vererbung von Beteiligungen führt eine 

Ausgleichspflicht in der Regel zu unerwünschten Steuerfolgen und sollte daher vermei-

den werden. 

 

Nach einer anderen Variante kann der Erblasser seine gesetzlichen Erben auch nur in 

Höhe ihres Pflichtteils als testamentarische Erben einsetzen; da sie keinen Auszah-

lungsanspruch gegenüber dem Erben haben, wird das Unternehmen liquiditätsmäßig 

nicht belastet.  

 

 

b) Vermächtnis 

 

Durch Vermächtnis kann der Erblasser von Todes wegen bestimmte Vermögensteile 

Erben und Nichterben zuwenden. Der Vermächtnisnehmer ist als solcher nicht Mitglied 

der Erbengemeinschaft.  

 

Bei Erben als Vermächtnisnehmer ist zu bestimmen oder zu klären, ob das Vermächtnis 

auf den Erbteil anzurechnen ist oder nicht (dann sog. Vorausvermächtnis). Der Erblas-

ser kann sein Unternehmen also entweder vererben – oder durch Vermächtnis an einen 

Erben oder Nichterben übertragen. 

 

 

c) Schenkung 

 

Oft empfiehlt sich, das Unternehmen bereits zu Lebzeiten des Seniors auf den Nachfol-

ger übergehen zu lassen. Bei einer vorweggenommenen Erbfolge findet folglich die 

Übertragung des Vermögens oder eines wesentlichen Teils davon durch den künftigen 
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Erblasser statt. Geeignete Übergabeverträge dienen der Sicherung des Unternehmens 

durch einen planvollen und nicht abrupten Generationswechsel. Im Idealfall treffen die 

Eltern mit den Kindern eine Gesamtvereinbarung, die Gleichstellungsgelder und Abfin-

dungen beinhaltet. Werden nämlich gesetzliche Erben gegen deren Willen ausge-

schlossen, provoziert eine solche einseitige Lösung regelmäßig Streit um Pflichtteil und 

Pflichtteilsergänzung. Durch Schenkungen kann der Unternehmer bereits zu Lebzeiten 

bestimmte Vermögensteile zuwenden. 

 

Dabei sollte er jedoch eine Anrechnung auf den Pflichtteil und Erbanteil bestimmen oder 

sich eine solche Anrechnung vorbehalten.  

 

Beim Erbverzicht ist zu bedenken, dass dann Pflichtteilsansprüche anderer Pflichtteils-

berechtigter erhöht sein können. Jedenfalls sollte die Bewertung der Vermögensgegen-

stände stets realistisch erfolgen, da eine mögliche Nachbewertung zu Ausgleichsforde-

rungen gegen den Erben führen kann. 

 

Welche Form der Übergabe im Einzelnen geboten ist, richtet sich nach den individuel-

len Verhältnissen. Der Senior hat die Wahl zwischen einer Normalschenkung ohne Be-

dingungen, einer Auflagenschenkung oder einer gemischten Schenkung. Will er sich 

selbst noch Nutzungsrechte am Unternehmen vorbehalten, bietet sich ein Nießbrauchs-

recht an. Es ist nicht übertragbar und nicht vererbbar und bietet daher dem Nachfolger 

wiederum Schutz, unter anderem vor einer Wiederverheiratung des Seniors. 

 

 

 

6. Gezielte Belastungen 

 

a) Bedingungen 

 

Mit Bedingungen kann der Erblasser festlegen, dass der Erbe zum Beispiel bestimmte 

Qualifikationen erreichen muss, um das Erbe im Unternehmen antreten zu können.  

 

 

b) Auflagen 

 

Mit Auflagen kann der Erblasser den Erben zum Beispiel veranlassen, bestimmte Zu-

wendungen an Dritte vorzunehmen. Auflagen verpflichten den Adressaten der Auflage 

zu bestimmtem Verhalten, legen ihm in der Regel Pflichten auf wie die Versorgung des 

hinterbliebenen Ehepartners des Erblassers, z.B. im Wege einer Rente (Versorgungs-

auflage, Rentenauflage). Derartige Auflagen mindern den erbschaftsteuerlichen Wert 

des Nachlasses. 

c) Nießbrauch 
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Eine andere Möglichkeit zur Versorgung des Seniors oder des hinterbliebenen Ehepart-

ners ist der Nießbrauch an einem Nachlassgegenstand. Dazu schenkt oder vererbt der 

Erblasser das Unternehmen an einen Abkömmling, aber behält sich den Nießbrauch  

vor oder wendet dem Ehepartner den Nießbrauch daran zu (Vorbehaltsnießbrauch, 

Zuwendungsnießbrauch). Der Nießbrauchsberechtigte kann allen Nutzen aus dem 

Vermögensgegenstand ziehen und trägt die Lasten daraus. Der Nachlassgegenstand 

unterliegt nur mit seinem Nettowert (ohne den kapitalisierten Nießbrauch) der Erb-

schaftsteuer. 

 

Gestaltungen dieser Art empfehlen sich bei Nachlassplanungen von Erblassern und de-

ren Ehepartnern im Rentenalter. Ansonsten würde das Vermögen in kurzem Zeitab-

stand zweimal übergehen und unterläge zweimal der Besteuerung. 

 

 

7. Testamentsvollstreckung 

 

Für den Fortbestand des Unternehmens ist eine Testamentsvollstreckung in vielen Fäl-

len unerlässlich. Die Gründe können verschiedenster Art sein: Wahrung der Kontinuität 

der Unternehmenspolitik, Sicherstellung einer funktionsfähigen Unternehmensführung, 

Geschäftsführung bei minderjährigen Erben, Sicherung und Bewahrung des Vermögens 

für spätere Erbengenerationen.  

 

Inhalt, Umfang, Dauer und Ziel der Testamentsvollstreckung sind stets abhängig von 

den persönlichen unternehmerischen Zielen, der Familienstruktur, dem Alter der Kinder 

und anderen Bedingungen.  

 

Die Testamentsvollstreckung selbst kann in den verschiedensten Formen erfolgen. In 

der einfachen (gesetzlichen) Testamentsvollstreckung kann der Vollstrecker z.B. die 

Anteile einer Kapitalgesellschaft verwalten, bei der Vollmachtlösung verwaltet er im 

Namen und in Vollmacht der Erben und haftet nicht selbst. Die Erben müssen ihm aller-

dings, im Zweifel aufgrund einer Auflage im Testament, Vollmacht erteilen. Bei der 

Treuhandlösung wird das Unternehmen auf den Testamentsvollstrecker übertragen, der 

es im eigenen Namen führt und dafür haftet. 

 
 

8. Minderjährige 

 

Minderjährige sind nicht voll geschäftsfähig. Sie werden daher von ihren gesetzlichen 

Vertretern vertreten, in der Regel dem überlebenden Ehepartner.  
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Unternehmensbeteiligungen können aber nicht nur Vorteile, sondern auch rechtliche 

Nachteile mit sich bringen (z.B. Haftung, Nachschusspflicht etc.). Dazu benötigt der 

Sorgeberechtigte dann ggf. die Zustimmung des Gerichts oder eines (familienfremden) 

Ergänzungspflegers. Ein Testamentsvollstrecker für die Minderjährigen handelt dage-

gen aus eigener Macht. Der Erblasser kann auch den überlebenden Ehegatten als Tes-

tamentsvollstrecker einsetzen. Die Testamentsvollstreckung kann sich auch auf eine 

Periode nach Erreichen der Volljährigkeit erstrecken (z.B. bis Ausbildung abgeschlos-

sen). Bei der individuellen Gestaltung der Erbfolge zielen die häufigsten Fälle auf die al-

leinige Einsetzung der Ehefrau, sofern die Kinder noch minderjährig sind. Oder aber 

das Erbe geht bereits unmittelbar auf die erwachsenen Kinder über; die Ehefrau wird 

anderweitig versorgt. Welche Gestaltung auch unter Gesichtspunkten der Erbschafts-

steuer vorteilhaft ist, muss im Einzelfall gründlich überprüft werden.  

 

Es empfiehlt sich, für minderjährige Kinder für den Fall, dass beide sorgeberechtigten 

Eltern versterben, einen Vormund / Pfleger zu benennen. Solche letztwilligen Benen-

nungen werden vom Familiengericht bei einer späteren Bestellung in der Regel respek-

tiert. 

 
 

9. Erbausschlagung 

 
Erben haften bei Fortführung des Betriebs ohne Nachfolgezusatz für Altschulden der 

Gesellschaft; Erben haften persönlich für Nachlassverbindlichkeiten: im Erbfall kommt 

es zu einer kritischeren Betrachtung des Unternehmenswerts; unter Umständen ist eine 

Erbausschlagung erforderlich. 

 

Eine Erbausschlagung kann auch zur Minderung der Erbschaftsteuerbelastung des 

Ehepartners führen: macht der überlebende Ehepartner dann den tatsächlichen Zuge-

winnausgleichsanspruch geltend, ist dieser nicht Nachlass und unterliegt nicht der Erb-

schaftsteuer. Für den verbleibenden Pflichtteilsanspruch des Ehepartners bleibt es bei 

der Besteuerung. 

 

 

 

10. Planung 

 

Welche der zahlreichen, denkbaren Gestaltungsvarianten für die Übertragung des Un-

ternehmens auf einen Nachfolger richtig ist, kann sich nur nach dem Einzelfall bestim-

men. Drei Prinzipien gelten aber stets: Klar verfügen, sauber trennen und rechtzeitig 

planen. 
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VI. Die Besteuerung der Nachfolge 

 

 

Dies ist eine schmerzliche Vorstellung für jeden Unternehmer: Bereits in den Jahrzehn-

ten des Aufbaus seines Unternehmens hat sich der Fiskus mit mehr als der Hälfte am 

Ertrag beteiligt. Bei der Übertragung des Betriebes auf einen Nachfolger schöpft der 

Staat nochmals ab. Verständlich, dass der Senior sich bemüht, die Belastung für die 

nachfolgende Generation so gering wie möglich zu halten. 

 

In den Jahren bis 2020 wird in Deutschland voraussichtlich Vermögen mit einem Volu-

men von 2,6 Billionen EUR an die nächste Generation weitergegeben ( Studie des 

Deutschen Instituts für Altersvorsorge ). Das vererbte Vermögen beträgt dabei im 

Durchschnitt 305.000 EUR; allerdings liegen nur 0,2 % der Erbschaften über dem Be-

trag von 250.000 EUR, im Verhältnis wenige große Erbschaften machen daher den we-

sentlichen Teil des Nachlassvermögens aus. 

 

Der Gesetzgeber will der besonderen Bedeutung des Unternehmensvermögens Rech-

nung tragen; daher hatte er bis zum Jahr 2008 bei der Besteuerung von Betriebsver-

mögen einen Freibetrag und einen Bewertungsabschlag von 35% eingeräumt. Seit Be-

ginn des Jahres 2009 hat die Erbschaftsteuerreform (Gesetz zur Reform des Erb-

schaftsteuer- und Bewertungsrechts) dieses Modell durch eine Befreiung zu 85% oder   

100% ersetzt, wenn die Erwerber (Erben oder Beschenkte) das Unternehmen fünf bzw. 

sieben Jahre fortführen und bestimmte Voraussetzungen einhalten. Dieses sogenannte 

Verschonungsmodell wurde zum Januar 2010 nochmals in den Steuersätzen und bei 

den Bedingungen für die Verschonung modifiziert.  

 

Die Erbschaftsteuerreform hat allerdings nicht zum Ziel, die Belastung mit Erbschafts-

teuer insgesamt zu senken. Das Steueraufkommen für den Bundeshaushalt soll viel-

mehr ungeschmälert bleiben, so dass andere Gruppen von Erben höher belastet wer-

den. 

Das Steueraufkommen aus der Erbschaftsteuer betrug damit im Jahr 2018 insgesamt 

mit 6,81 Mrd EUR weniger als 1,0 % des Gesamtsteueraufkommens in Deutschland 

von 776,26 Mrd EUR.  
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Für die Nachfolgeplanung ist grundsätzlich zwischen den ertragsteuerlichen und den  

erbschaftsteuerlichen Auswirkungen zu unterscheiden; beide müssen in die Berech-

nungen einbezogen werden. 
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1. Erbschaftsteuer 

 

Die Erbschaftsteuer fällt beim Erbfall an und ist vom Begünstigten zu tragen, sie be-

rechnet sich nach dem Nachlasswert. 

 

Bei einer Zugewinngemeinschaft wird der Zugewinn nicht pauschal, sondern nach dem 

tatsächlichen Zugewinn ermittelt. Dieser Teil des übergehenden Vermögens ist im To-

desfall dann Zugewinnausgleich und nicht Nachlass und unterliegt damit nicht der Erb-

schaftsteuer. 

 

Die Erbschaftsteuer ist beim Erbfall in der Regel sofort fällig, es besteht aber die Mög-

lichkeit der Stundung (selten) und der Jahresversteuerung, zum Beispiel bei Nießbrauch 

des Erblassers oder dessen Ehegatten. 

 

 

a) Der Nachlasswert 

 

Die Finanzverwaltung nimmt die Bewertung der einzelnen Nachlassgegenstände nach dem 

Bewertungsgesetz vor, das der Gesetzgeber ebenfalls zum Januar 2009 angepasst hatte. 

Die wesentlichen Änderungen des Bewertungsgesetzes betreffen Betriebsvermögen und 

Immobilien. Die Bewertungsmethoden sind in der Anlage zusammengestellt.  

 

 

b) Steuerklassen 

 

Der Nachlasswert wird progressiv mit Erbschaftsteuer belastet, die Sätze und Progres-

sion richten sich nach den drei Steuerklassen: 

 

 Klasse I  

Ehegatte, eingetragene Lebenspartner, Kinder und Stiefkinder (ehelich, nichtehe-

lich, Adoptivkinder), Enkelkinder, Urenkel, Eltern und Großeltern bei Erwerb von 

Todes wegen 

 

 Klasse II 

Eltern und Großeltern, soweit sie nicht zur Steuerklasse I gehören (also bei Schen-

kung ), Geschwister, Abkömmlinge ersten Grades von Geschwistern, Stiefeltern, 

Schwiegereltern und -kinder, der geschiedene Ehegatte, ehem. Lebenspartner (bei 

aufgelöster eingetragener Lebenspartnerschaft) 

 

 Klasse III 

alle übrigen Erwerber und die Zweckzuwendungen 
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c) Steuersätze  

 

Die Steuersätze sind in Prozent angegeben und betragen ab 2010 

 
Vermögen in EUR Klasse I Klasse II Klasse III 
     
bis 75.000 7 15 30 
bis 300.000 11 20 30 
bis 600.000 15 25 30 
bis 6.000.000 19 30 30 
bis 13.000.000 23 35 50 

bis 26.000.000 27 40 
50 

 
über  26.000.000   30 43 50 
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Während also die Steuersätze durch die Reform zu 2009 in der Klasse I unverändert 

geblieben sind, trifft die Erben der Klassen II und III eine höhere Belastung; diese wurde 

durch die Anpassung für 2010 wiederum etwas abgemildert. 

 

d) Freibeträge 

 

Von der Bemessungsgrundlage für die Erbschaftsteuer sind die persönlichen Freibeträ-

ge und die Versorgungsfreibeträge ausgenommen (Beträge in EUR, alte Beträge in 

Klammern). Diese sind nun deutlich angehoben worden: 

 

 

 

Erbe Ab 2010 (alt) 
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Ehegatten  500.000 307.000 

Versorgungsfreibetrag 256.000 256.000 

Ehegatte gesamt 756.000 563.000 

   

Eingetragener Lebenspartner 500.000 5.200 

Versorgungsfreibetrag 256.000         0 

Lebenspartner gesamt 756.000 5.200 

   

Kinder, Stiefkinder  400.000 205.000 

Versorgungsfreibetrag, je nach Alter,  

Höchstalter 27 Jahre 

Bis     52.000 Bis      52.000 

Kinder gesamt Bis   452.000 Bis    257.000 

   

Enkel (falls Kinder verstorben) 400.000 205.000 

Enkel ( Kinder leben ) 200.000 51.200 

Eltern und Großeltern, weitere Abkömmlinge 

der Kinder + Stiefkinder im Erbfall 

100.000 51.200 

Steuerklasse II  

(Geschwister, Nichten, Eltern bei Schenkung) 

20.000 10.300 

Steuerklasse III  

übrige Erwerber ( z.B. entfernte Verwandte 

Lebensgefährte, keine eingetr. Partnerschaft) 

20.000 5.200 

   

   

 

 Versorgungsfreibeträge 

 
Personen Freibetrag in EUR 

  

Ehepartner / Lebenspartner (nur im Erbfall) 256.000 
  
Kinder bis zum 5. Jahr 52.000 

Kinder vom   5. bis 10. Jahr 41.000 

Kinder vom  10. bis 15. Jahr 30.700 

Kinder vom  15. bis 20. Jahr 20.500 

Kinder vom  20. bis 27. Jahr 10.300 

 
 
 



Unternehmensnachfolge herfurth.partner 
6. Aufl. 2017 
 
 

42 

2. Schenkungsteuer 

 

Die Schenkungssteuer fällt im Grundsatz und in der Höhe wie Erbschaftsteuer an; die 

persönlichen Freibeträge können alle 10 Jahre erneut genutzt werden, für die Tarifstufe 

erfolgt keine Hinzurechnung der Vorschenkung.  

 

Schuldner der Schenkungssteuer sind Schenker und Beschenkter gesamtschuldnerisch. 

 

Bei der im Folgenden beschriebenen Begünstigung von Betriebsvermögen und Immobi-

lien wurde im Gesetzgebungsverfahren das Problem deutlich, dass der Schenker nach 

der Übertragung des Unternehmens keinen Einfluss mehr darauf hat, ob der Erwerber 

die Voraussetzungen für die Steuervergünstigung erfüllt. Damit würde der Schenker in 

das Risiko geraten, für eine Nachbelastung der Schenkungssteuer zu haften. Sowohl im 

Bericht des Finanzausschusses des Bundestages, als auch auf der Internetseite des 

Bundesfinanzministeriums wird darauf hingewiesen, dass es nicht ermessensgerecht 

wäre, den Schenker für die dann anfallende Steuer heranzuziehen. Das hat auch zwi-

schenzeitlich Eingang in einen koordinierten Ländererlass gefunden. „Eine Inanspruch-

nahme des Schenkers für die Schenkungsteuer nach § 20 Absatz 1 Satz 1 ErbStG bei 

einem Verstoß eines Erwerbers gegen die Behaltensregelungen oder die Lohnsummen-

regelung für begünstigtes Vermögen erfolgt nicht, es sei denn, er hat die Steuer nach § 

10 Absatz 2 ErbStG auch für diesen Fall selbst übernommen. Das Gleiche gilt, wenn 

 der Vorwegabschlag nach § 13a Absatz 9 ErbStG rückwirkend entfällt. (koordinierter 

Ländererlass v. 22.06.2017; 3-S 371.5/22)“ 

 Jedoch hat das Bundesverfassungsgericht mit Urteil vom 18.12.2012 grundsätzlich ent-

schieden, dass eine steuerliche Haftung, wie es das ErbStG vorsieht, nicht verfas-

sungswidrig ist. Die Finanzverwaltung muss jedoch zunächst dem Gedanken der „Berei-

cherungssteuer“ folgen und den Bereicherten (Beschenkten) zunächst für die geschul-

dete Steuer in Anspruch nehmen. Gleichwohl besteht bei der Schenkungssteuer eine 

Gesamtschuldnerschaft des Schenkers und des Beschenkten. Der o.g. koordinierte 

Ländererlass betrifft also nur die darin aufgeführten Ausnahmen. 

 

 

3. Unternehmensvermögen  

 

Ein wesentliches Merkmal des aktuellen Konzepts ist die weitgehende Befreiung des 

Unternehmensvermögens von der Erbschaft- und Schenkungssteuer. Das bis 2009 gel-

tende System von betrieblichem Freibetrag und Bewertungsabschlag ist entfallen.  

 

Das Gesetz knüpft die Vergünstigungen an mehrere, teilweise nur sehr schwer einzu-

haltende Voraussetzungen. Die wesentlichen Merkmale sind eine Behaltensfrist, die 

Aufrechterhaltung des Betriebs mit seinen Arbeitsplätzen und den Ausschluss von Ver-

waltungsvermögen von der Verschonung (bis 2016 galt eine starre Grenze für den An-

teil von nicht betriebsnotwendigem Verwaltungsvermögen im Unternehmen). 
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Die Regelungen des Erbschaftsteuergesetzes waren vom Bundesverfasssungsericht 

zum Teil als nicht verfassungsgemäß beurteilt worden, weil Betriebsvermögen im 

Vergleich zu anderen Vermögensarten unverhältnismäßig besser gestellt sei. Das 

Gericht hatte das Erbschaftsteuergesetz diesbezüglich für unwirksam erklärt und dem 

Gesetzgeber eine Frist zu Schaffung verfassungskonformer Regeln gesetzt. Daher hat 

der Gesetzgeber geänderte Regelungen zur Begünstigung von 

Unternehmensvermögen eingeführt, die zum Juli 2016 in Kraft getreten sind. 

 

Es gilt weiterhin, dass die Verschonung von der Erbschaftsteuer für Unternehmensver-

mögen an den Erhalt von Arbeitsplätzen anknüpft. Allerdings ist die Ermittlung der Erb-

schaftsteuer nun komplexer geworden.  

 

Insbesondere wird Verwaltungsvermögen nun genauer betrachtet und vom Betriebs-

vermögen individuell abgegrenzt, die frühere starre Schwelle von 50% ist entfallen - Pri-

vatvermögen kann damit nicht mehr mit Hilfe von sogenannten Cash-Gesellschaften als 

Betriebsvermögen eingestuft und mit Verschonung vererbt werden. Für Unternehmen 

ab 26 Mio Umsatz verringert sich der Prozentsatz der Verschonung, und für Unterneh-

men ab 90 Mio Umsatz gewährt das Gesetz keine allgemeine Verschonung, sondern 

nur, wenn ein besonderer Verschonungsbedarf anerkannt wird.  

 

 

3.1. Maßgebliches Vermögen 

 

 

a) Begünstigtes Unternehmensvermögen  

Die neuen Regeln unterscheiden nun zwischen begünstigtem und nicht begünstigtem 

Vermögen, und nur das begünstigte Vermögen kann die Verschonung von der Erb-

schaftsteuer in Anspruch nehmen. (Vor der Reform 2017 durfte das Verwaltungsvermö-

gen die Schwelle von 50% nicht überschreiten und wurde darunter mitbegünstigt)   

Dazu muss zunächst der gemeine Wert des begünstigungsfähigen Vermögens ermittelt 

werden. Das Erbschaftsteuergesetz (§ 13b Abs. 1 ErbStG) zählt dazu: 

 land- und forstwirtschaftliches Vermögen, 

 inländisches Betriebsvermögen, 

 Beteiligungen an gewerblich tätigen oder geprägten Personengesellschaften  

 Anteile an Kapitalgesellschaften mit einer Beteiligungshöhe von mehr als 25 

Prozent. 

Werden mehrere Gesellschaften vererbt, werden diese als ganzheitliches Vermögen 

betrachtet. Werden mehrere Beteiligungen an Kapitalgesellschaften zu einem Pool zu-
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sammengeschlossen um die Schwelle von 25 % zu überschreiten, ist dessen Beteili-

gungsquote maßgeblich.  

 

 

b) Nicht begünstigtes Verwaltungsvermögen 

Um das begünstigte Vermögen zu ermitteln, sind vom Wert des begünstigungsfähigen 

Vermögens der Nettowert des Verwaltungsvermögens und anteilige Schulden abzuzie-

hen und sodann unschädliches Verwaltungsvermögen hinzuzurechnen. 

 

Welche Vermögensgegenstände zum Verwaltungsvermögen gehören, bestimmt das 

Erbschaftsteuergesetz in einem nun detaillierteren Katalog ( § 13b Abs. 4 ErbStG). Zum 

Verwaltungsvermögen zählen bestimmte, nicht betrieblich benötigte Vermögenswerte, 

auch wenn sie im Betrieb vorhanden sind. Als nicht produktives Vermögen werden 

Geldforderungen betrachtet, Wertpapiere, Kunstgegenstände, Beteiligungen an Kapi-

talgesellschaften kleiner als 25 % sowie zur Nutzung an Dritte überlassene Grundstü-

cke und Lizenzen. 

Neu sind insbesondere bestimmte Regelungen zur Abgrenzung: 

 Finanzmittel Zunächst sind die Finanzmittel zu erfassen, also Bankguthaben, weite-

res Geldvermögen, Wertpapiere und andere Mittel, die dem Unternehmen liquide 

zur Verfügung stehen. Davon akzeptiert das Gesetz einen Anteil in Höhe von 15% 

des Betriebsvermögens als notwendige liquide Mittel für den Betrieb und rechnet 

ihn dem Betriebsvermögen zu. Der übersteigende Wert gilt als Verwaltungsvermö-

gen. Allerdings sind sogenannte „junge Finanzmittel“ ausgeschlossen, die dem Un-

ternehmen innerhalb von zwei Jahren vor dem Erbfall zufließen. Dies soll eine kurz-

fristige Umwandlung von Verwaltungsvermögen in Betriebsvermögen verhindern, 

weil etwa die Freigrenze von 15% noch nicht ausgenutzt war.  

 

 Grundstücke Selbstgenutzte Betriebsgrundstücke gehören zum Betriebsvermögen, 

auch wenn sie einer Besitzgesellschaft gehören, die sie an eine Betriebsgesell-

schaft überlässt. Dagegen zählen an Dritte vermietete Immobilien zum Verwal-

tungsvermögen. Das neue Gesetz behandelt nun aber auch solche Immobilien als 

Betriebsvermögen, die zwar nicht vom eigenen Betrieb genutzt werden, jedoch der 

Absatzsteigerung dienen und z.B. von Handelspartnern genutzt werden. Damit trägt 

diese Regelung dem besonderen Bedürfnis von Handelsketten und Franchiseun-

ternehmen Rechnung. 

Innerhalb eines Konzerns bleibt die Verpachtung von Immobilien für die Ermittlung 

der Wertgrenze außer Betracht.  

 

Auch Vermögensgegenstände, die im Rahmen einer Betriebsaufspaltung von der 

Besitzgesellschaft an die Betriebsgesellschaft überlassen werden, bleiben unbe-

rücksichtigt. Eine Einstufung als Verwaltungsvermögen erfolgt auch nicht, wenn der 

Erbe bereits Pächter war oder wenn der Beschenkte den Betrieb noch nicht führen 

kann und daher an Dritte verpachtet. Die zeitliche Frist für die Verpachtung beträgt 
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zehn Jahre, bei Minderjährigen frühestens gerechnet ab deren Volljährigkeit.  

 

 

 Betriebliche Altersversorgung  Vermögen, das ausschließlich und dauerhaft der Er-

füllung und Absicherung von Altersvorsorgeverpflichtungen dient, zählt zum Be-

triebsvermögen. Dies sind in der Regel Rückdeckungsversicherungen oder Wert-

papierdepots als Kapitalstock für die künftig zu zahlenden Betriebsrenten. 

 Gegenständer der privaten Lebensführung Gegenstände der privaten Lebensfüh-

rung stellen kein Betriebsvermögen, sondern Verwaltungsvermögen dar. Die aktuel-

len Bestimmungen stellen klar, dass Briefmarkensammlungen, Oldtimer, Jachten, 

Segelflugzeuge und sonstige typischerweise der privaten Lebensführung dienende 

Gegenstände jedenfalls zum Privatvermögen gehören.  

 Schulden Im Unternehmen unterhaltene Schulden mindern den Wert des Verwal-

tungsvermögens: sie sind rechnerisch anteilig abzuziehen. Der abziehbare Anteil 

bestimmt sich proportional nach dem Verhältnis des begünstigungsfähigen Vermö-

gens zum Verwaltungsvermögen. 

 Freibetrag für unschädliches Verwaltungsvermögen Das Gesetz räumt den Unter-

nehmen eine weitere Liquiditätsreserve ein, um finanziell flexibel zu bleiben. Die 

Höhe der Reserve beträgt 10 % des Betriebsvermögens abzüglich des Nettowerts 

des Verwaltungsvermögen, sie wird damit dem begünstigten Betriebsvermögen zu-

gerechnet. 

 Investitionen Oft halten Unternehmen Finanzmittel vor, um damit später Investitio-

nen zu tätigen. Tritt in dieser Phase der Erbfall ein, behandelt das Gesetz diese Mit-

tel zunächst als Verwaltungsvermögen. Tätigt das Unternehmen die geplante Inves-

tition innerhalb von zwei Jahren nach dem Erbfall, qualifiziert die Finanzverwaltung 

diese Mittel nachträglich in Betriebsvermögen um. Dies gilt jedoch nur, wenn zum 

Zeitpunkt des Erbfalls bereits konkrete und nachweisliche Pläne für die Investition 

bestanden. Gegebenenfalls können die Erben den darauf entfallenden Anteil der 

Erbschaftsteuer zunächst stunden lassen (§ 222 AO).. 
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c) Begünstigtes Vermögen 

Durch Abzug des um das unschädliche Verwaltungsvermögen verringerten Nettowerts 

des Verwaltungsvermögens und der anteiligen Schulden erhält man das begünstigte 

Vermögen. Die Rechnung zur Ermittlung des begünstigten Vermögens baut sich damit 

stufenweise auf (Beispiel siehe Tabelle unten). 

 

d) Ausschluss der Begünstigung 

Die neuen Bestimmungen schließen allerdings eine Begünstigung insgesamt aus, wenn 

der Anteil des Verwaltungsvermögens 90% oder mehr am gesamten Vermögen des Un-

ternehmens beträgt. In diesem Fall unterliegt auch das restliche Betriebsvermögen voll-

ständig der Erbschaftsteuer. Maßgeblich für den Anteil ist der Bruttowert des Verwal-

tungsvermögens (also vor Abzug des 15%igen Freibetrags für Finanzmittel, Schulden 

und unschädlichem Verwaltungsvermögen / Barreserve von 10%) 

 

Schema zum Vermögen 

 Position EUR EUR 

    

1. Gesamtvermögen im Unternehmen 

(begünstigungsfähiges Vermögen) 

 X,00 

    

    

2. Zusammensetzung    

    

2.1. Betriebsvermögen   

 Betriebsvermögen (allgemein) X,00  

 15 % anteilige liquide Mittel X,00  

 selbstgenutzte Grundstücke X,00  

 Mittel für Investitionen gem. Investplan X,00  

 Mittel für Altersversorgung X,00  

 Betriebsvermögen gesamt  X,00 

    

2.2. Verwaltungsvermögen:   

 Gesamtes Verwaltungsvermögen ( inkl Ge-

genstände für private Lebensführung, fremd 

vermietete Immobilien 

X,00  

 ./. anteilige Schulden X,00  

 Nettoverwaltungsvermögen  X,00 

    

2.3. unschädliches Verwaltungsvermögen   X,00 
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(10 % Barreserve) 

    

    

3. Begünstigtes Vermögen:   

    

 Gesamtvermögen / Begünstigungsfähiges Verm. X,00  

 ./. Nettoverwaltungsvermögen X,00  

 + unschädliches Verwaltungsvermögen X,00  

 Begünstigtes Vermögen 

(Betriebsvermögen mit Anpassungen) 

 X,00 

    

    

4. Bewertungsabschlag   

    

 Begünstigtes Vermögen X,00  

 Bewertungsabschlag (max 37,5%) X,00  

 Vorl: Betriebsvermögen  X,00 

    

5. Verschonung   

 Betriebsvermögen X,00  

 ./. Verschonung (bis zu) 85% ( oder 100%) -X,00  

 Zu  versteuerndes Vermögen  X,00 

    

 

 

3.2. Verschonung von begünstigtem Vermögen  

 

a) Begünstigtes Vermögen bis 26 Millionen Euro 

aa) Regelverschonung:  

Als so genannte Regelverschonung gewährt der Gesetzgeber dem Erwerber von be-

günstigtem Vermögen bis zu 26 Mio EUR einen Verschonungsabschlag von 85 %. 

Mehrere Erwerbe innerhalb von zehn Jahren werden zusammengerechnet. Die Grenze 

von 26 Mio EUR gilt für jeden Erben einzeln, zwei Erben können also im Ergebnis die 

Verschonung um 85% auf einen Gesamtbetrag von 52 Mio EUR anwenden. Dazu muss 

der Erwerber zwei Bedingungen einhalten:  

 Behaltensfrist für Unternehmen  der Nachfolger muss das Unternehmen noch 

fünf Jahre halten; sofern er das Unternehmens oder wesentliche Teile davon 

veräußert oder falls es durch Insolvenz erlischt, geht die Verschonung nach-

träglich ab dem betreffenden Zeitpunkt für den Rest der 5-Jahres-Periode  an-
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teilig verloren. Dies führt zu einer nachträglichen Besteuerung des anteiligen 

Restwertes für die nicht mehr erreichten Jahre.  

 

 Aufrechterhaltung des Betriebes: Als weitere Voraussetzung fordert das Gesetz 

die Aufrechterhaltung des Betriebes, und zwar gemessen an der Gesamtlohn-

summe. Diese muss nach fünf Jahren einen kumulierten Wert von 400 % der 

Ausgangslohnsumme erreichen. Für die Berechnungen der Lohnsumme sind 

alle gezahlten Vergütungen an Arbeitnehmer zugrunde zu legen, also Löhne, 

Gehälter, Sozialbeiträge, Steuern, Prämien, Abfindungen und  Provisionen. 

 

Außer Ansatz bleiben Leiharbeitsverhältnisse und Beschäftigte außerhalb 

Deutschlands und der EU. Mitarbeiter in Mutterschutz, Elternzeit, Langzeitkran-

ke, Auszubildende und Saisonarbeiter zählen nun ebenfalls nicht mehr mit.  

Die Ausgangslohnsumme wird nach dem Durchschnittsbetrag der letzten fünf 

abgeschlossen Geschäftsjahre ermittelt. Dabei berücksichtigt das Gesetz keine 

strukturellen Veränderungen in dieser Periode, zum Beispiel die Reduzierung 

oder Schließung eines Geschäftsbereichs. Die Ausgangslohnsumme wird über 

die Dauer der Behaltensfrist nicht indexiert, bei einem Lohnanstieg von 3 % 

jährlich würde dieses zu einer effektiven Absenkung der Anforderung von ins-

gesamt 20 % führen. Erreicht der Erwerber die Lohnsumme nicht in vollem Um-

fang, entfällt die Verschonung proportional. Eine Verzinsung des Nachversteue-

rungsbetrages sieht das Gesetz nicht vor.  

 

Inhaber von Betrieben mit bis zu 5 Beschäftigten (früher 20) sind von der Lohn-

summenanforderung befreit.  

Eine Aufteilung eines Betriebs vor der Übertragung in mehrere Betriebe zur Re-

duzierung der Beschäftigtenzahl ist nicht mehr möglich.  

 

bb) Optionsverschonung  

 

Das neue Steuerrecht bietet dem Erwerber die Option, das Unternehmensvermögen 

nicht nur zu 85%, sondern zu 100% von der Erbschaftssteuer verschonen zu lassen. 

Für diesen Fall muss er sich auf eine Behaltensfrist von sieben Jahren verpflichten und 

darin eine kumulierte Gesamtlohnsumme von 700 % erreichen, also sieben Jahre lang 

durchschnittlich 100% des Mitarbeiterbestandes halten. Außerdem darf das Verwal-

tungsvermögen eine Quote von 20% (früher 10%) nicht überschreiten. Eine nachträgli-

che Änderung der einmal gewählten Variante, also ein Rückgriff auf die Regelverscho-

nung, ist nicht mehr möglich.  

 

Die Beratungspraxis geht davon aus, dass die Wahl der Verschonungsoption in der Re-

gel ein zu hohes Zukunftsrisiko für Unternehmen mit sich bringt. 

 

 



Unternehmensnachfolge herfurth.partner 
6. Aufl. 2017 
 
 

49 

Beschäftigte Mindestlohnsumme 

 Regelverschonung 

5 Jahre 

Optionsverschonung 

7 Jahre 

0 bis 5 Keine Keine 

6 bis 10 250 Prozent 500 Prozent 

11 bis 15 300 Prozent 565 Prozent 

16 und mehr 400 Prozent 700 Prozent 

 

b) Begünstigtes Vermögen ab 26 Millionen Euro 

Begünstigte Vermögen von 26 bis 90 Mio EUR pro Erwerber sind nun nicht mehr ohne 

weitertes und in vollem Umfang begünstigt – ein Erwerber kann nun entweder das Ab-

schmelzungsmodell oder aber eine Verschonungsbedarfsprüfung wählen. 

 

aa) Abschmelzungsmodell 

Beim Abschmelzungsmodell (§ 13c ErbStG ) verringert sich die Verschonung von der 

Erbschaftsteuer um jeweils 1 %  je 750.000 EUR, um die das begünstigte Vermögen 

den Wert von 26 Mio EUR übersteigt. Danach sinkt entsprechend die Verschonung des 

begünstigten Vermögens von 85 % (100%) auf bis zu 0 Prozent. 

 

Vermögenswert  

in EUR 

Regelverschonung  

in % 

Optionsverschonung 

in % 

   

26.0 Mio  85 100 

30.0 Mio 80 95 

40.0 Mio 67 82 

50.0 Mio  54 69 

60.0 Mio 40 55 

70.0 Mio 27 42 

80.0 Mio 14 29 

90.0 Mio 0 15 

 

bb) Verschonungsbedarfsprüfung 

Der Erbe muss die Hälfte des durch Erbschaft oder Schenkung erhaltenen Vermögens 

und seines im Erbfall bereits vorhandenen Vermögens zur Begleichung der Erbschafts-

steuer einsetzen. Ist damit die Erbschaftsteuer noch nicht abgedeckt und kann er sie 
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nicht aus seinem Privatvermögen begleichen, kann der Erwerber einen Steuererlass 

beantragen. Aufgrund einer Verschonungsbedarfsprüfung kann ihm die restliche Erb-

schaftssteuer erlassen werden.  

Für eine Verschonung ist allerding Voraussetzung, dass der Erwerber die Lohnsumme 

und die Behaltensfrist nach der Regelverschonung einhält. Außerdem darf dem Erben 

innerhalb von zehn Jahren nach dem Erbfall kein weiteres Vermögen durch Schenkung 

oder Erbschaft zufließen, auch nicht von anderen Personen als dem Erblasser.  

 

c) Begünstigtes Vermögen ab 90 Millionen Euro 

Ab einem begünstigten Vermögen von 90 Mio EUR pro Erwerber kann dieser lediglich 

die Verschonungsbedarfsprüfung in Anspruch nehmen. Eine Steuerbefreiung sieht das 

Gesetz nicht mehr vor.  

 

 

 

d) Stundung 

 

Bei Erwerb des Unternehmensvermögens stundet der Fiskus zinsfrei 85 % des Wertes 

des erworbenen Unternehmens(anteils), die auf die restlichen 15 % Wertanteil anfallen-

den Erbschaftsteuern bzw. Schenkungssteuern sind sofort fällig. Nach Ablauf der Be-

haltensfrist und bei Einhaltung der Voraussetzungen erlässt die Finanzverwaltung den 

Verschonungsbetrag endgültig. Wird das Unternehmen vor Ablauf veräußert, erhebt der 

Fiskus zu diesem Zeitpunkt die Steuer auf den Restwert. Übersteigt das Verwaltungs- 

vermögen die gesetzliche Schwelle, erhebt der Fiskus zu diesem Zeitpunkt die Steuer 

auf den Gesamtwert. Ist der Erwerber also gezwungen, sein Unternehmen zu verkau-

fen, Betriebsvermögen abzubauen oder Insolvenz anzumelden, trifft ihn in diesem Mo-

ment die Nachversteuerung in anteiliger oder voller Höhe. Die Abrechnung anhand der 

Gesamtlohnsumme erfolgt hingegen erst nach Ablauf der Behaltensfrist, so dass für ihn 

bei einem zwischenzeitlichen Absinken des Personalbestandes zumindest die Aussicht 

besteht, wieder aufzustocken. Bei Veränderungen der Unternehmensstruktur muss der 

Erwerber in jedem Fall nun nicht mehr nur rein betriebliche Aspekte beachten, sondern 

auch die Auswirkungen auf eine mögliche Steuerbelastung. 

 

Für einen fälligen Betrag kann ein Steuerpflichtiger Betrag eine Stundung für die Erb-

schaftsteuer oder Schenkungssteuer beantragen. Die Stundung ist bis zu sieben Jahren 

möglich. Der erste Jahresbetrag ist zinsfrei, die folgenden Jahresbeträge werden jedoch 

mit 6 % (im Gespräch sind, wegen der anhaltend niedrigen Zinsen 3%) verzinst. Vo-

raussetzung für die Stundung ist auch hier, dass der Erwerber die Vorgaben zu Lohn-

summe und Behaltensfrist einhält. 

 

3.3. Bewertungsabschlag für Familienunternehmen  
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Die Beteiligung an Familienunternehmen ist nicht so fungibel wie an der Börse gehan-

delte Aktien und kann daher auch nur mit einem geringeren Wert im Erbfall betrachtet 

werden. Dem trägt das neue Gesetz Rechnung und erlaubt einen Bewertungsabschlag 

bis zu 30 % auf das begünstige Vermögen. Allerdings muss sich die beschränkte Ver-

fügbarkeit über die Anteile auch im Gesellschaftsvertrag in drei Punkten wiederspiegeln 

(§ 13a Abs. 9 ErbStG): 

 Begrenzung von Ausschüttung oder Entnahme von Gewinnen auf höchstens 

37,5 % des steuerrechtlichen Gewinns, 

 Beschränkung der freien Verfügung über die Beteiligung bzw. den Geschäfts-

anteil 

 Begrenzung einer Abfindung beim Ausscheiden eines Gesellschafters auf ei-

nen Betrag unter dem gemeinen Wert der Beteiligung bzw des Anteils 

Liegen diese Einschränkungen nur teilweise vor, erfolgt auch nur ein anteiliger Ab-

schlag, z.B. bei einer Abfindung zum Satz von 70 % des echten Anteilswerts als Ab-

schlag in Höhe von 30%. 

Diese Einschränkungen müssen bereits seit mindestens zwei Jahren vor dem Erbfall 

(Entstehen der Erbschaftsteuerpflicht) vorliegen und für die Dauer von 20 Jahren da-

nach aufrecht erhalten bleiben. Derartige Bestimmungen finden sich bei Familienunter-

nehmen durchaus. 

 

 

3.4.  Unternehmensbewertung  

 

Das alte Recht bewertete Beteiligungen an Personengesellschaften als Mitunterneh-

meranteil mit dem Anteil des Erblassers an den Sachwerten entsprechend der Steuerbi-

lanz des Unternehmens. Der Wert von Anteilen an inländischen Kapitalgesellschaften 

wurde hingegen in einer Kombination aus Sachwert und Ertragswert nach dem so ge-

nannten Stuttgarter Verfahren ermittelt. Falls dieses zu unrealistischen Ergebnissen 

führte, konnte der Steuerpflichtige auch eine andere treffendere Berechnungsmethode 

heranziehen (Gutachtennachweis). In der Regel führte dies bei Kapitalgesellschaften zu 

einer deutlich höheren Bewertung von Betriebsvermögen als bei Personengesellschaf-

ten. 

 

Das neue Bewertungsgesetz legt nun für Unternehmensvermögen unabhängig von der 

Rechtsform den Verkehrswert zugrunde, und zwar nach der gleichen Bewertungsme-

thode, dem Ertragswertverfahren. Der erbschaftssteuerliche Vorteil von Personenge-

sellschaften gegenüber Kapitalgesellschaften ist damit entfallen.  

 

Die neue Berechnungsmethode (vereinfachtes Ertragswertverfahren) zieht den Ertrag 

des Betriebs anhand des Betriebsergebnisses vor Steuern der letzten drei abgeschlos-

sen Geschäftsjahre vor dem Bewertungsstichtag heran. Die Betriebsergebnisse sind 
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um bestimmte Sonderpositionen, wie z.B. Sonderabschreibungen, einmalige Veräuße-

rungserlöse, Investitionszulagen etc., zu bereinigen. Aus den drei Jahresergebnissen 

wird ein Durchschnittswert ermittelt, und zwar unter gleicher Gewichtung jedes Jahres. 

Dieses durchschnittliche Jahresergebnis wird dann mit einem Kapitalisierungszinssatz 

multipliziert. Dieser besteht aus dem Basiszinssatz der Deutschen Bundesbank, erhöht 

um einen Risikozinssatz. Im vereinfachten Verfahren, das der Erwerber wählen kann, 

ist der Risikozinssatz mit 4,5 % gesetzlich festgelegt. Der Erwerber kann aber, bei Ver-

wendung einer anderen Wertermittlungsmethode, auch andere branchentypische Risi-

kozinssätze nachweisen. 

 

Das Ergebnis ist der (vereinfachte) Ertragswert, der dann in die Bemessungsgrundlage 

für die Besteuerung des Nachlasses einfließt. In vielen Unternehmen führt die neue 

Bewertungsmethode auch bei Kapitalgesellschaften zu einer höheren Bewertung als 

bislang. 

 

Eine beispielhafte und sehr vereinfachte Vergleichsrechnung für die Bewertungsmetho-

de zeigt den Unterschied: 

 

Position  Methode 

2008 

 Methode 

2009 

   

Vermögenswert 50.000  

Stammkapital 25.000 25.000 

   

Jahresergebnis  Jahr -1 10.000 10.000 

Jahresergebnis  Jahr -2 5.000 5.000 

Jahresergebnis  Jahr -3 15.000 15.000 

Durchschnittl. Jahresergebnis 10.000 10.000 

   

Wert nach Stuttgarter Verfahren 70.500  

Wert nach vereinfachtem Ertragswertverfahren.  137.500* 

*Kapitalisierungsfaktor:13,75 

 

Ab 2016 wurde der Kapitalisierungsfaktor gesetzlich mit 13,75 festgeschrieben, also 

immer noch wesentlich höher als die meisten marktüblichen Faktoren auf das EBIT bei 

Unternehmenskäufen. Allerdings kann auch nach neuem Recht ein offensichtlich unzu-

treffendes Ergebnis bei der Ermittlung des Verkehrswertes anhand einer anderen, zu-

treffenderen Methode (Gutachtennachweis) korrigiert werden. Wie bislang bleiben sub-

jektive Aspekte, also die persönlichen Verhältnisse des Erwerbers, unberücksichtigt. 

Gleichwohl kann der Wegfall des bisherigen aktiven Unternehmers den Wert des Un-

ternehmens zum Zeitpunkt des Erbfalls spürbar verringern. 

 

Erhält der Erbe keinen Anteil am Unternehmen, sondern stattdessen eine Abfindung, 

wird nur der Abfindungsbetrag für die Erbschaftsteuer oder Schenkungssteuer heran-
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gezogen. Liegt der Verkehrswert des Anteils darüber, hat der verbleibende Gesellschaf-

ter den Differenzbetrag als Erwerb zu versteuern.  

 

 

 

4. Immobilien 

 

a) Das Familienheim 

 

Jetzt bleibt auch die Vererbung des Familienheims an den Ehepartner oder eingetrage-

nen Lebenspartner steuerfrei, die selbst genutzte Wohnimmobilie wird nicht in die Be-

messungsgrundlage einbezogen. Größe und Wert der Immobilie sind dabei unbeacht-

lich. Auch die Vererbung an Kinder oder Kinder verstorbener Kinder ist steuerfrei, aller-

dings begrenzt bis zu einer Wohnfläche von 200 qm. Voraussetzung ist aber jeweils, 

dass der Erwerber die Immobilie 10 Jahre nach Erwerb weiter selbst zu Wohnzwecken 

nutzt. Vermietung oder Verkauf führen zu einer nachträglichen Belastung mit Erb-

schaftsteuer, es sein denn es liegen zwingende Gründe für die Aufgabe vor wie Tod 

oder erhebliche Pflegebedürftigkeit. 

 

 

b) Unbebaute Grundstücke 

 

Unbebaute Grundstücke werden nach dem gemeinen Wert berechnet. Maßgeblich sind 

die Bodenrichtwerte nach dem Baugesetzbuch und die Fläche. Der bisher mögliche 

pauschale Abschlag von 20 % für lagebedingte Nachteile ist nun entfallen.  

 

 

c) Immobilien als Kapitalanlage 

 

Immobilien waren nach dem alten Recht ebenfalls bei der Bemessung der Erbschafts-

teuer begünstigt worden, der heranzuziehende so genannte Bedarfswert berechnete 

sich bei neuen Gebäuden mit dem 12,5-fachen Betrag der jährlichen Nettomiete, bei äl-

teren wurde der Faktor um 0,5 Punkte pro Jahr reduziert. Das Ergebnis entsprach etwa 

60 % des Verkehrswertes. Lasteten auf der Immobilie Schulden, wurden diese in nomi-

neller Höhe dagegen gerechnet, so dass der erbschaftssteuerliche Wert auf Null sinken 

konnte und bei höheren Schulden als dem Bedarfswert sogar ein negativer Nachlass-

wert entstand, der mit anderen Nachlasspositionen saldiert werden konnte. 

 

Das neue Bewertungsgesetz legt nun seit 2009 im Prinzip den Verkehrswert zugrunde 

und dazu drei Verfahren fest. 

 

Für Wohnimmobilien in der Form von Wohneigentum, Teileigentum und Ein- und Zwei-

familienhäusern gilt vorrangig das Vergleichswertverfahren; es stützt sich auf Grund-
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stückstransaktionen in der Vergangenheit, die nach Lage, Größe und Beschaffenheit 

vergleichbar sind. Stehen keine Vergleichswerte zur Verfügung, kommt das Sachwert-

verfahren zur Anwendung; dies führt erfahrungsgemäß eher zu niedrigeren Wertansät-

zen. 

 

Für Miethäuser, Geschäftsimmobilien und gemischt genutzte Grundstücke wendet das 

Gesetz das Ertragswertverfahren an. Die Jahresrohmiete wird dazu mit einem Faktor 

zwischen eins und 30 multipliziert. Lässt sich keine übliche Miete ermitteln, wird ersatz-

weise auch dabei das Sachwertverfahren herangezogen. 

 

Vom ermittelten Wert wird sodann ein pauschaler Bewertungsabschlag von 10 % abge-

zogen, es sei denn, die Immobilien gehören bereits zu begünstigtem betrieblichem oder 

land- und forstwirtschaftlichem Vermögen. 

 

Betriebsimmobilien sind zum Verkehrswert nach der Vergleichswertmethode zu ermit-

teln, hilfsweise nach der Ertragswertmethode oder nach dem Substanzwert. 

 

Baudenkmäler werden nur mit 15 % ihres Wertes zur Erbschaftsteuer herangezogen, 

wenn ihre Erhaltung wegen ihrer Bedeutung für Kunst, Geschichte oder Wissenschaft 

im öffentlichen Interesse liegt. 

 

Belastungen dürfen nur noch bis zur Höhe des Verkehrswerts abgezogen werden, so 

dass die Entstehung eines negativen Nachlasswertes aus einer Immobilie unmöglich 

geworden ist und eine solche Unterdeckung nicht mehr mit Vermögen aus anderen 

Vermögensarten verrechnet werden kann. Im Ergebnis ist die Belastung mit Erbschafts-

teuer damit deutlich höher. Insgesamt wird in der Beratungspraxis davon ausgegangen, 

dass nach dem neuen Recht Miethäuser um bis zu 25 % und Gewerbeimmobilien bis 

zu 50 % höher bewertet werden. 

 

Zur Vermeidung von Härten sieht das Erbschaftsteuergesetz vor, dass die auf vermiete-

te oder selbst genutzte Wohnimmobilien entfallende Erbschaftsteuer gestundet wird, 

falls ansonsten die Immobilie veräußert werden müsste. Im Erbfall wird die Stundung 

zinslos gewährt. 
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5. Ertragsbesteuerung 

 

 

a) Anrechnung von Erbschaftsteuer auf Ertragsteuer 

 

Zur Vermeidung einer Doppelbesteuerung aus Erbschaftsteuer und Einkommensteuer 

wird die Erbschaftsteuer auf die Einkommensteuer angerechnet, wenn die Einkünfte in 

den vier vorangegangenen Veranlagungszeiträumen der Erbschaftsteuer unterlegen 

haben. 

 

 

b) Fälle der Ertragsbesteuerung 

 

Im Übrigen kann durch Vermögensübertragung zusätzliche Ertragsteuer ausgelöst wer-

den.  

 

 Begründung einer Betriebsaufspaltung 

 

Wird durch geänderte Eigentums- und Herrschaftsverhältnisse nach Betriebsüber-

gang eine Betriebsaufspaltung beendet, weil ein Erbe die Besitzgesellschaft über-

nimmt, ein anderer die Betriebsgesellschaft, kommt es zu einer ungewollten Be-

triebsaufgabe. Die Folge ist eine Besteuerung der aufzudeckenden stillen Reser-

ven. Auch wenn der Betriebserbe einen Ausgleichsbetrag an den Erben des Privat-

vermögens leisten muss, damit beide gleichgestellt sind, trifft den Privaterben der 

gleiche Effekt.  

 

 Unternehmensverkauf und Betriebsaufgabe 

 

Die Aufgabe wird seit dem Jahr 2001 auf Antrag tarifbegünstigt mit 56 % des 

durchschnittlichen persönlichen Steuersatzes besteuert (einmal im Leben, wenn der 

Unternehmer das 55. Lebensjahr vollendet hat), ansonsten kommt die so genannte 

Fünftelregelung zur Anwendung. Die Veräußerung von Anteilen an Kapitalgesell-

schaften wurde ab 2002 nach dem Halbeinkünfteverfahren besteuert (faktisch hal-

ber Steuersatz). Seit 2009 unterliegen Anteilsverkäufe aus dem Betriebsvermögen 

dem Teileinkünfteverfahren (60 % steuerpflichtig), Anteilsverkäufe aus dem Privat-

vermögen der Abgeltungssteuer. 

 

 Vermietung, Verpachtung 

 

Diese ist unter Umständen als Betriebsaufgabe zu behandeln, wenn nicht eine Be-

triebsverpachtung im Ganzen vorliegt (Verpachtungswahlrecht). Gegebenenfalls 
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sind die betreffenden Einheiten vorher in eine Unternehmensform zu überführen, 

die Einkünfte aus Gewerbebetrieb kraft Rechtsform erzielt (GmbH & Co. KG). 

 

 Schenkung 

 

Bei der Schenkung von Betriebsvermögen sind zwingend die Buchwerte vom Be-

schenkten fortzuführen; die Übertragung von einzelnen Wirtschaftsgütern des Be-

triebsvermögens führt grundsätzlich zur Aufdeckung der stillen Reserven und ist un-

ter Umständen als Betriebsaufgabe zu behandeln. 

 

 Beendigung einer Betriebsaufspaltung 

 

Vor einer Übertragung von Anteilen an Kapitalgesellschaften ist zu prüfen, ob eine 

Betriebsaufspaltung vorliegt; ansonsten droht die Aufdeckung stiller Reserven bis 

hin zur Totalrealisierung. Gegebenenfalls kommt es zur Tarifbegünstigung bei Be-

triebsaufgabe.  

 

 Sonderbetriebsvermögen 

 

Ist steuerliches Sonderbetriebsvermögen (z.B. ein der Gesellschaft von einem Ge-

sellschafter überlassenes Grundstück) vorhanden, können Anteile an der Gesell-

schaft nur steuerneutral übertragen werden, wenn auch ein entsprechender Anteil 

am Sonderbetriebsvermögen mit übertragen wird. 

 

 Besteuerung der Altersversorgung  

 

Bei der Gewährung einer Rente unterliegt deren Ertragsanteil der Einkommensteu-

er. Für das Unternehmen handelt es sich um eine dauernde Last von Sonderaus-

gaben. 

 

 Erbanfall 

 

Grundsätzlich fällt auf den Nachlass keine Einkommensteuer an, jedoch unter Um-

ständen später, falls der Erbe Vermögensgegenstände über Schätzwert veräußert. 

 

 Erbauseinandersetzung 

 

Die Naturalteilung ist steuerneutral, aber bei einem Spitzenausgleich (Differenz 

zwischen Naturalanteilen und Erbquote) und sonstigen geleisteten Gleichstellungs-

beträgen (Mittel kommen vom Begünstigten) werden Abfindungen als betriebliche 

Aufwendung des Unternehmensnachfolgers und Betriebsveräußerung des Abge-
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fundenen behandelt (Folge: Abschreibungen bei Nachfolger, ggf. Tarifbegünstigung 

bei Abgefundenem). 

 

 Vermächtnisse 

 

Das gleiche gilt für Vermächtnisse, sofern sie aus dem Betriebsvermögen abzufin-

den sind, nicht aber für Vorausvermächtnisse. Problematisch ist der Zuwendungs-

nießbrauch, hier drohen erhebliche steuerliche Nachteile (Verlust von Abschrei-

bungspotential, keine Verschonung als Betriebsvermögen u. ä.). 

 

 

 

6. Maßnahmen zur Steuerersparnis 

 

Eine entsprechende Gestaltung der Sachverhalte kann dazu führen, die Steuerlast zu 

mindern. Dies ist oft von Interesse, denn immerhin werden in den meisten Fällen immer 

noch 15 % des erworbenen Unternehmensanteils (oder nachträglich auch mehr) ver-

steuert. Außerdem überträgt der Erblasser zumeist auch noch weiteres Vermögen. 

 

Die folgenden Erwägungen kommen in Betracht; sie sind lediglich als Anregung ge-

dacht und nicht für jeden Erwerbsfall geeignet. 

 

 Freibetrag für mehrere Begünstigte nutzen 

 

 Vorgaben zur Behaltensfrist für Betriebsveräußerung bzw. Betriebsaufgabe (5 oder 

7 Jahre), sowie zu Lohnsumme und Verwaltungsvermögen einhalten. Ansonsten 

droht Verlust des Verschonungsbetrages von 85 % oder 100 % für das Unterneh-

mensvermögen 

 

 Betriebsvermögen vor Übertragung von Betriebsvermögen aufstocken 

 

 Anteile an Kapitalgesellschaft evtl. in einer Obergesellschaft halten, anstatt im Pri-

vatvermögen, sofern Abfindungen auszuzahlen sind (Abschreibung 7 - 10 Jahre; 

Zinskosten) 

 

 Übertragung in Verlustphase des Betriebs vornehmen (Ertragswertverfahren zur 

Wertermittlung berücksichtigt drei vergangene Jahre) 

 

 Teilung zwischen Betriebs- und Privatvermögen anordnen (bei Erbauseinanderset-

zung werden sonst ggf. stille Reserven aufgedeckt und besteuert) 
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 evtl. Betriebe im Wege eines Vorausvermächtnisses übertragen, Teilungsanord-

nung reicht nicht 

 

 quotale ergänzende Abfindungen (Spitzenausgleich) vermeiden; evtl. Aufteilungs-

gestaltung nach Frankfurter Testament 

 

 Geldzuwendungen für bestimmte Immobilien (mittelbare Schenkung) können auch 

nach Einführung der Bewertung zum Verkehrswert noch lohnend sein 

 

 bei Vorbehaltsnießbrauch an Immobilie Abschreibung und Werbungskosten bei 

Übertragendem  

 

 bei Vorbehaltsnießbrauch an Unternehmen Wertminderung des Unternehmenswer-

tes 

 

 Familienfreibeträge mehrfach in Anspruch nehmen (10-Jahres-Intervalle) 

 

 Freibeträge der Kinder verdoppeln durch Übertragung jeweils eigenen Vermögens 

jedes Elternteils (Großelternteils) 

 

 Umwegschenkungen über mehrere Beteiligte; vorbestimmte Weiterverfügung  kann 

aber Gestaltungsmissbrauch sein (Kettenschenkung) 

 

 Gütertrennung vermeiden, stattdessen modifizierte Zugewinngemeinschaft (z.B. 

kein Zugewinn im Scheidungsfall, der Höhe nach beschränkter Zugewinn) 

 

 evtl. von der Zugewinngemeinschaft zur Gütertrennung wechseln. Damit könnte 

beim begünstigten Ehegatten Potential für weitere steuerfreie Schenkung z.B. an 

Kinder oder Enkel geschaffen werden 

 

 evtl. Erbausschlagung des überlebenden Ehegatten, um in den Genuss eines steu-

erfreien Zugewinnausgleiches zu kommen 

 

 Vermögensübertragung als Ausgleich bei Vereinbarung der Gütertrennung keine 

Schenkung (Gütertrennung später wieder aufhebbar) 

 

 Berliner Testament überprüfen, ggf. ändern (erwachsene Kinder als Erben, Ehe-

partner Vermächtnis oder Nießbrauch / Testamentsvollstreckung) 

 

 möglichst eine Erbfolge überspringen 
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Welche Maßnahmen geeignet sind, Erbschaft- und Schenkungssteuer weitgehend zu 

vermeiden, hängt naturgemäß vom Einzelfall ab. Grundsätzlich sollte der Senior aber 

langfristig planen, denn nach jeweils zehn Jahren kann er wiederum bei Schenkungen 

zur vorweggenommenen Erbfolge die Freibeträge neu nutzen. Dabei ist sinnvoll, mög-

lichst früh solche Unternehmensteile zu übertragen, die das größte Wertzuwachspoten-

tial enthalten. Bei schwankenden Unternehmensergebnissen sollte der Übertragungs-

zeitpunkt in einer Phase niedrigen Ertrags gewählt werden. Bilanzielle Gestaltungsmög-

lichkeiten bieten sich hier durch Rückstellungen verschiedenster Art, Sonderabschrei-

bung u. a.  

 

Anteile an Gesellschaften sollten möglichst in einer Holding gebündelt werden, damit 

Ausgleichszahlungen an weichende Erben steuerlich absetzbar sind.  

 

Auch ausländische Beteiligungen und Sachwerte sollten besser über eine inländische 

Gesellschaft gehalten werden, um eine Spaltung des Erbrechts und doppelte Erb-

schaftsteuer zu vermeiden.  

 

Ob Immobilien besser im Betriebs- oder im Privatvermögen platziert sind, richtet sich 

nach der Ausschöpfung der Freibeträge und nach eventuellen Abfindungen, insbeson-

dere aber auch, ob sie wirklich betrieblich nutzbar sind.  

 

Auch Gestaltungen zum Familienstand können erhebliche Auswirkungen haben: anstel-

le der endgültigen Gütertrennung sollte eine modifizierte Zugewinngemeinschaft ge-

wählt werden, weil im Erbfall ein Teil des vererbten Vermögens als Zugewinnausgleich 

steuerfrei bleibt.  

 

Schließlich muss jeder Erblasser im Hinblick auf die volle Ausschöpfung aller verfügba-

ren Freibeträge und der Vermeidung aufeinander folgender und damit doppelt besteuer-

ter Erbfolgen seine Regelungen treffen. 

 

Gütertrennung und Berliner Testament sind spätestens bei erwachsenen Kindern in der 

Regel ein doppelter steuerrechtlicher Kunstfehler. 
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VII. Das Unternehmertestament 
 

 

Die Nachfolgeplanung muss Erbrecht und Gesellschaftsrecht berücksichtigen. Grund-

sätzlich geht das Gesellschaftsrecht dem Erbrecht vor. Trifft ein potentieller Erblasser 

keine Regelungen, besteht die Gefahr, dass die Erben die Vermögenszugänge unterei-

nander an die gesellschaftsrechtlichen Vorgaben anpassen müssen. Dies ist regelmä-

ßig mit Ausgleichszahlungen und gegebenenfalls durch Steuerbelastungen mit verzerr-

ten Ergebnissen verbunden.  

 

 

 

1. Die richtige Vorbereitung 

 

Grundlage der Planung ist die Erfassung aller maßgeblichen Daten: 

 

 vollständiges Vermögensverzeichnis / Vermögensaufstellung („Privatbilanz“ mit 

zusätzlichem Ausweis des Nettovermögens): betriebliche und private Grund-

stücke mit Verkehrswert; Unternehmensbeteiligungen, auch im Privatvermögen, 

Wertpapiere, Spar-, Bank- und Bausparguthaben, Wertgegenstände wie 

Schmuck, Antiquitäten, Kunst, Lebensversicherungen (Begünstigter) 

 Bewertung zu Nettoverkehrswerten 

 Feststellung des ehelichen Güterstandes 

 Ermittlung der Erbberechtigten (auch Abkömmlinge aus früheren Verbindun-

gen) 

 Feststellung aller bisherigen Verfügungen 

 

Als nächstes muss der Senior eine grundsätzliche Gewichtung für die Nachfolgeplanung 

vornehmen, die Philosophie der Nachfolge. Sollen alle Kinder gleich behandelt werden 

oder erhält der Unternehmenserbe einen größeren Anteil? 

 

 Begünstigung, Benachteiligung (Unternehmensrisiko) 

 Eignung des Nachfolgers 

 Verteilung des Vermögens nach einem Ist-Status und einem Plan-Status 

 

Bereits hier sollte die fachliche Unterstützung durch spezialisierte Berater einsetzen: 

Rechtsanwalt, Notar, Wirtschaftsprüfer, Steuerberater. 
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2. Notwendige Überlegungen zum rechtlichen Inhalt 

 

Im zweiten Schritt muss das wirtschaftliche Konzept mit den rechtlichen Rahmenbedin-

gungen und verfügbaren Instrumentarien abgeglichen werden: 

 

 Erbquoten ermitteln (Vorverbindungen) 

 Pflichtteilsansprüche einkalkulieren 

 Teilungsanordnungen, Vermächtnisse bestimmen 

 evtl. zeitweiliges Verbot der Erbauseinandersetzung 

 evtl. Testamentsvollstreckung zur Unternehmensfortführung 

 evtl. Vormundschaft / Pfleger für Minderjährige benennen 

 Erbregelungen und Gesellschaftsvertrag abstimmen 

 Besteuerungsfolgen nach Erbschaftsteuer, Schenkungssteuer und Einkom-

menssteuer prüfen 

 

 

 

3. Typische Familienkonstellationen 

 

Da die Interessenlagen bei Unternehmerfamilien in bestimmten Grundsätzen oft iden-

tisch sind, lassen sich gewisse Modelle aufstellen, die jedoch in jedem Fall individuell 

angepasst werden müssen. Die folgenden Konstellationen und Lösungen kommen mo-

dellhaft in Betracht; sie müssen nicht als abschließend betrachtet werden. Die Modelle 

gehen von der verbreiteten und meist empfehlenswerten Regelung in Gesellschaftsver-

trägen aus, die eine Nachfolge nur an eheliche Abkömmlinge ggf. ausnahmsweise an 

Ehegatten erlaubt. 

 

 

a) verheiratet, mit nur ehelichen Kindern und erbberechtigten Ehepartnern 

 

 Einzeltestament oder Erbvertrag 

 Erbe oder Vermächtnis zu Anteilen zugunsten von Kindern,  

 Teilungsanordnung zum Nachlass (Unternehmen, Privatvermögen etc.) 

 Versorgungsauflage oder Nießbrauch an Anteilen zugunsten Ehepartner 

 Betreuungsverfügung, Vorsorgevollmacht,  

 Patientenverfügung 

 

 

b) verheiratet, mit nur ehelichen Kindern, aber nicht erbberechtigten Ehepartnern 

 

 Einzeltestament oder gemeinschaftliches Testament  

 Vermächtnis zu Anteilen zugunsten von Kindern 
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 Teilungsanordnung zum Nachlass (Unternehmen, Privatvermögen etc.) 

 Rückfallklausel 

 Restvermögen zugunsten Ehepartner  

 gegenseitige Erbeinsetzung, Vorerbschaft / Nacherbschaft 

 Nießbrauch an Anteilen zugunsten Ehepartner  

 Testamentsvollstreckung wegen Minderjähriger (Ehepartner, Dritte) 

 Sorgerecht für Kinder (Personensorge, Vermögenssorge) 

 Betreuungsverfügung, Vorsorgevollmacht,  

 Patientenverfügung 

 

 

c) verheiratet, ohne Kinder  

 

 Einzeltestament 

 Vermächtnis zu Anteilen zugunsten von Eltern, wohl besser Geschwister / an-

dere Abkömmlinge aus Stämmen 

 Rückfallklausel 

 Restvermögen zugunsten Ehepartner 

 ggf. Nießbrauch an Anteilen zugunsten Ehepartner 

 Betreuungsverfügung, Vorsorgevollmacht,  

 Patientenverfügung  

 

 

d) ledig, mit ehelichen Kindern  

 

 Einzeltestament 

 Erbe / Vermächtnis zu Anteilen zugunsten von Kindern  

 Teilungsanordnung zum Nachlass (Unternehmen, Privatvermögen etc.) 

 Rückfallklausel 

 ggf. evtl. Vermächtnisse / Restvermögen zugunsten anderer Personen? 

 Testamentsvollstreckung wegen Minderjähriger (Dritte) 

 Sorge für Kinder (Personensorge, Vermögenssorge) 

 Betreuungsverfügung, Vorsorgevollmacht,  

 Patientenverfügung 

 

 

e) ledig, mit nicht ehelichen Kindern 

 

 Einzeltestament 

 Erbe / Vermächtnis zu Anteilen zugunsten von Eltern, wohl besser Geschwis-

ter / andere Abkömmlinge aus Stämmen 

 Rückfallklausel (ggf. nicht erforderlich) 
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 Restvermögen zugunsten Kinder  

 ggf. Nießbrauch an Anteilen zugunsten Kinder, oder Versorgungsauflage 

 Sorge für Kinder (Personensorge, Vermögenssorge) 

 Betreuungsverfügung, Vorsorgevollmacht,  

 Patientenverfügung  

 

 

 

4. Testamentsformen 

 

a) Privattestament 

 

Das private Testament ist sehr gebräuchlich und wird häufig als erste Version gewählt. 

Es wird in private Verwahrung genommen, sollte aber besser bei dem Hausanwalt oder 

Steuerberater hinterlegt werden. Es unterliegt allerdings strengen Formvorschriften: 

 

 Errichtung vom Testierenden persönlich 

 Testament muss mit dem vollen Wortlaut handschriftlich aufgesetzt sein, die 

Schrift muss lesbar sein; möglichst nicht verbessern oder durchstreichen 

 Testament muss eigenhändig unterschrieben sein 

 Ort und Datum der Errichtung eintragen  

 keine Verweisungen auf andere Dokumente (z.B. Gesellschaftsvertrag) 

 der Wille des Testierenden muss klar und deutlich erkennbar sein; die Erben 

müssen benannt sein und der Erbanteil muss genannt sein 

 keine Widersprüche mit früheren Testamenten (!) 

 bei Änderungen wiederum Unterschrift, Ort und Datum 

 

Vorteil: 

 kostet nur die eigene Zeit, vorläufige Kostenersparnis 

 jederzeit abänderbar, d.h. Bequemlichkeit 

 Vertraulichkeit - kein Dritter kennt den Inhalt 

 

Nachteil: 

 im Todesfall wird ein Erbschein benötigt für die Umschreibung von Immobilien 

oder Transfer von Barvermögen 

 wenn es nicht öffentlich verwahrt oder bei z.B. Anwalt deponiert wird, Gefahr 

der Testamentsunterdrückung durch Beseitigung oder Unterdrückung 

 Fälschungsrisiko 

 juristisch und steuerlich ungeschickt, widersprüchlich und im Extremfall ungültig 

(falls juristische und steuerliche Beratung fehlte) 

 Gefahr bei betagten Erblassern: Anfechtung, da unter Umständen nicht mehr 

testierfähig 
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Bei Vermögen im Ausland ist zu beachten, dass ein deutsches Privattestament im Aus-

land nicht überall anerkannt wird. Im Zweifel ist das Testament unwirksam, so dass ge-

setzliche Erbfolge am Belegenheitsort zur Anwendung kommt.  Daher empfiehlt sich, ( 

sofern der Vermögensgegenstand nicht in eine inländische Gesellschaft eingebracht 

ist), für das Vermögen in dem betreffenden Land jeweils ein gesondertes Testament 

aufzusetzen, das mit den örtlichen formellen und inhaltlichen Rechtsvorschriften über-

einstimmt und für den betreffenden Vermögensgegenstand zu dem auch im deutschen 

Haupttestament bestimmten Ziel  führt. 

 

 

b) Öffentliches Testament 

 

Das öffentliche Testament wird dagegen von einer Beurkundungsperson aufgenom-

men, also einem Notar oder im Ausland einem deutschen Konsularbeamten. Das Min-

destalter des Erblassers beträgt 16 Jahre. Drei Formen stehen zur Verfügung:  

 

 mündliche Erklärung des letzten Willens gegenüber Notar 

 Übergabe einer Schrift mit der mündlichen Erklärung, dass diese Schrift den 

letzten Willen enthält 

 Notar hat über Verhandlung Niederschrift aufzunehmen. 

 

Zur Verschließung und Verwahrung wird die Niederschrift in einen Umschlag genom-

men und mit einem Prägesiegel verschlossen. Das Testament wird dann in amtliche 

Verwahrung bei dem Amtsgericht gebracht. Der Testierende erhält einen Hinterle-

gungsschein. Wird das Testament aus der amtlichen Verwahrung genommen, gilt dies 

als Widerruf. Beim Tod des Erblassers kommt es von Amts wegen zur Eröffnung des 

Testaments. 

 

Vorteil: 

 fachkundig errichtet (Achtung: kein Schubladenmodell), wenn mündlich ge-

genüber dem Notar erklärt und somit gültig 

 im Inland kein Erbschein erforderlich 

 Geschäftsfähigkeit wird festgestellt (ältere Testierende) 

 Sicherheit gegen Fälschung und Unterdrückung 

 

Nachteil: 

 Beratungs- und Notarkosten 
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Fazit:  

 

Bei geeigneter juristischer Beratung reicht ein einfaches handschriftliches Testament 

aus. Um es auffindbar zu machen, sollte der Erblasser es zu seinem Hausanwalt oder 

in amtliche Verwahrung geben.  

 

 

 

5. Testamentsarten 

 

a) Einzeltestament 

 

Das Einzeltestament ist die Normalform. Das Testament kann später teilweise oder 

ganz widerrufen werden und jederzeit durch ein neues Testament ersetzt werden. Es 

sollte jährlich überprüft werden, spätestens jedoch alle 3 Jahre. 

 

 

b) Gemeinschaftliches Testament 

 

Ehepaare und eingetragene Lebenspartner können in einer Urkunde ihren Willen ge-

meinsam niederlegen. Das Testament muss dann von einem der Unterzeichnenden 

handschriftlich gefertigt und von beiden unterschrieben werden. Bei bestimmten Inhal-

ten entfaltet es Bindungswirkung. Der andere Ehegatte kann daher seine getroffene 

Verfügung nicht einseitig aufheben, sondern nur durch notariellen Widerruf gegenüber 

dem noch lebenden Ehegatten. Nach dem Tod des Erstversterbenden kann man an 

dem gemeinschaftlich errichteten Testament keine abweichende Regelung treffen. Da-

her sollte man eine Abänderungsbefugnis für bestimmte Regelungen aufnehmen. 

 

Es besteht aber die Gefahr, dass der Überlebende das Erbe ausschlägt und seinen 

Pflichtteil fordert, was zu einer hohen Liquiditätsbelastung führen kann. Zu empfehlen 

ist daher, einen Pflichtteilsverzicht (notariell) aufzunehmen, sodass die vorgesehene 

Vermögensnachfolge nicht ausgehebelt wird. 

 

Bei Vermögen im Ausland ist zu beachten, dass die Form des gemeinschaftlichen Tes-

taments in den meisten Ländern ungültig ist. Innerhalb der EU erkennen zwar die Ge-

richte oft die Form des Landes an, in dem der Erblasser seinen Lebensmittelpunkt hatte 

und sein Testament errichtet hat. Sicherer ist aber stets, die Verfügung nochmals in ei-

nem zweiten Testament nach den Formvorschriften des Belegenheitsstaates zu treffen. 

 

 

c)  
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Berliner Testament 

 

Das Berliner Testament ist eine Sonderform des gemeinschaftlichen Testaments. Ehe-

partner (oder eingetragene Lebenspartner) ernennen sich gegenseitig zu Alleinerben 

und bestimmen zugleich einen Dritten (Kinder), an den der gemeinsame Nachlass nach 

dem Tod des Längerlebenden weitervererbt werden soll. 

 

Vorteil und Nachteil: 

 

 Formerfordernisse bzw. Vor- und Nachteile des Einzeltestaments gelten ent-

sprechend beim gemeinschaftlichen Testament. 

 

 Gemeinschaftliche Testamente bieten dem Vorversterbenden Sicherheit über 

die Einhaltung der weiteren Erbfolge, lassen aber andererseits dem Überle-

benden Ehepartner keine Möglichkeit mehr, die Nachlassplanung auf etwaige 

veränderte Verhältnisse anzupassen. 

 

 Das Berliner Testament ist erbschaftsteuerlich nicht mehr vorteilhaft, wenn 

aufgrund des Lebensalters ein baldiger zweiter Erbgang auf die Kinder zu 

erwarten ist. 

 

 

 

6. Erbvertrag 

 

Der Erbvertrag besteht aus zwei Komponenten: einer letztwilligen Verfügung und einem 

Vertrag. Ein Erbvertrag ist grundsätzlich nicht mehr einseitig aufkündbar. Es besteht je-

doch die Möglichkeit, für den Erblasser und auch den anderen Vertragspartner im Erb-

vertrag ein Rücktrittsrecht zu vereinbaren. Von daher sollte er gut überlegt sein. Der 

Erbvertrag wird dann vom Notar verwahrt, die Urschrift wird nicht an die Vertragspartner 

ausgehändigt. Anders als beim öffentlichen Testament hat die Rücknahme aus der be-

sonderen amtlichen Verwahrung keine Widerrufswirkung, wenn der Vertrag auch ein 

Rechtsgeschäft unter Lebenden beinhaltet. 

 

Der Erbvertrag dient einerseits der Absicherung der gewollten Vermögensnachfolge 

und daher dem Interesse des künftigen Unternehmensnachfolgers. Andererseits sichert 

er eine Versorgungszusage zugunsten des überlebenden Ehepartners.   

 

Beteiligte 

 

 Ehegattenerbvertrag, auch zwischen Partnern einer nichtehelichen Lebensge-

meinschaft 
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 Erbvertrag zwischen Partnern einer nicht eingetragenen nichtehelichen Le-

bensgemeinschaft  

 Erbvertrag zwischen Eltern und Kindern 

 Erbvertrag mit Dritten 

 

 

Vorteile: 

 Bindungswirkung (Erbeinsetzung, Vermächtnis und Auflage), wenn diese ge-

wollt ist; wenigstens eine vertragsmäßige Bindung erforderlich 

 gemeinschaftliches Testament ist gewünscht, aber aufgrund der gesetzlichen 

Situation nicht möglich (vor der Ehe, nichteheliche Lebensgemeinschaft) 

 Absicherung der erwarteten Leistung des Erben (Pflege bei Krankheit, Versor-

gung im Alter) 

 Gewissheit über die Nachlassverteilung und die Person des Erben 

 Sicherstellung sämtlicher Ziele, insbesondere dass die vorgesehene Vermö-

gensnachfolgegestaltung nicht ausgehebelt wird (Pflichtteilsverzicht) 

 Sicherstellung, dass der Nachlass nicht geteilt wird (Pflichtteilsverzicht) 

 nur ein Vertragspartner kann Erblasser sein 

 

Nachteile: 

 Bindungswirkung 

 Rücktritt nur möglich durch notariell beurkundete Erklärung gegenüber dem 

Vertragspartner zu Lebzeiten  

 

Die notarielle Form ist zwingend bei gleichzeitiger Anwesenheit der Vertragsparteien. 

Die wesentlichen Unterschiede zwischen Ehegattentestament und Ehegattenerbvertrag 

sind:  

 

 Beim Ehegattentestament besteht ein unverzichtbares Widerrufsrecht zu der 

Verfügung, wenn der Begünstigte das Zugewendete ausschlägt. Beim Erbver-

trag besteht ein Widerrufsrecht nur, wenn es im Vertrag vereinbart wird 

 

 Ein Ehegattentestament kann nur von Ehegatten und Partnern einer eingetra-

genen Lebensgemeinschaft errichtet werden, ein Erbvertrag von jedermann. 

 

 Beim Ehegattentestament müssen beide Parteien letztwillige Verfügungen tref-

fen, beim Erbvertrag nur eine Person 

 

 Das Ehegattentestament kann als privates Testament errichtet werden - oder 

als öffentliches Testament mit amtlicher Verwahrung bei Gericht und gesonder-

ter Gebühr. Der Erbvertrag ist notariell zu beurkunden; die Urkunde verwahrt 

der Notar 



Unternehmensnachfolge herfurth.partner 
6. Aufl. 2017 
 
 

68 

7. Pflichtteilsverzichtsvereinbarung  

 

Sofern der Nachlass so aufgeteilt wird, dass ein Pflichtteilsberechtigter weniger Vermö-

gen erhält als seinem Pflichtteil entspricht, kann er von den (anderen) Erben die Diffe-

renz fordern. Um dieses zu vermeiden benötigt der Erblasser eine Pflichtteilsverzichts-

erklärung / -vereinbarung. Häufig wird ein anderweitiger Ausgleich vorgesehen. Die no-

tarielle Beurkundung ist zur Wirksamkeit erforderlich.  

 

 

 

8. Vollmachten 

 

 

a) Stimmrechtsvollmacht 

 

Diese dient der Handlungsfähigkeit des Erben in der Gesellschaft, solange die Rechts-

nachfolge noch nicht förmlich festgestellt ist (Erbschein oder öffentliches Testament). 

Die Vollmacht kann mit sofortiger Wirkung, mit Wirkung auf den Todesfall oder auf eine 

förmlich festgestellte Geschäftsunfähigkeit ausgestellt sein. Eine Vollmacht kann auch 

ohne derartige Bedingungen erteilt werden, am besten aber zugleich mit der (aber nur 

im Innenverhältnis wirksamen) Weisung, die Vollmacht nur in bestimmten Fällen zu nut-

zen. Dies kann in einer Situation, in der der  Unternehmer vorübergehend im Koma 

liegt, nützlich sein. 

 

 

b) Handelsregistervollmacht 

 

Gesellschafterwechsel in der KG müssen von allen Gesellschaftern gegenüber dem 

Handelsregister angezeigt werden. In der Praxis kommt es aber bei mehreren Gesell-

schafter häufig zu Verzögerungen - solange die Rechtsnachfolge noch nicht förmlich 

festgestellt ist, kann der Erbe aber nicht handeln. Mit einer Handelsregistervollmacht 

kann eine andere Person den Kommanditisten vertreten, auch über dessen Tod hinaus. 

 

 

c) Bankvollmacht 

 

Sie dient der finanziellen Handlungsfähigkeit des Erben, solange die Rechtsnachfolge 

noch nicht förmlich festgestellt ist (Erbschein oder öffentliches Testament). Die Voll-

macht über den Tod hinaus kann mit sofortiger Wirkung, mit Wirkung auf den Todesfall 

oder auf förmlich festgestellte Geschäftsunfähigkeit ausgestellt sein. 
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9. Sonstige Verfügungen  

 

 

a) Vormundschaft, Sorge 

 

Sofern beide Elternteile versterben, bestellt das Familiengericht für Minderjährige einen 

Vormund. Das Gericht lässt sich in der Regel von den Angaben der Eltern leiten, wel-

chen Personen die Vormundschaft erhalten oder nicht erhalten sollen. Die Wünsche 

können im Testament oder außerhalb in einem gesonderten Dokument erklärt werden. 

 

 

b) Betreuungsverfügung 

 

Die Betreuungsverfügung dient der Regelung der eigenen Betreuung oder derer von 

Angehörigen.  

 

Sofern eine volljährige Person nicht mehr geschäftsfähig ist, bestellt das Betreuungsge-

richt einen Betreuer für dessen Vermögenssorge oder Personensorge. Das Gericht 

lässt sich in der Regel von den früheren Angaben des Betroffenen leiten, welche Per-

sonen als Betreuer bestellt oder nicht bestellt werden sollen. Diese Verfügung muss 

außerhalb des Testaments geregelt werden, die sie ja nicht erst im Todesfall zum Ein-

satz kommt. 

 

Eine Betreuungsverfügung kann auch für die Vermögenssorge und Personensorge 

überlebender Angehöriger vorgeschlagen werden, etwa Eltern, überlebende Ehepartner 

oder behinderte Kinder. 

 

 

c) Patientenverfügung 

 

Für den Fall schwerster Erkrankung kann der Patient zuvor in gewissem Umfang ge-

genüber seinen Ärzten bestimmen, dass diese auf lebensverlängernde Maßnahmen 

verzichten sollen. Die Bindungswirkungen derartiger Verfügungen sind seit dem 

01.09.2009 rechtsverbindlich. Eine Patientenverfügung muss naturgemäß außerhalb 

des Testaments geregelt werden, am besten mit einem Hinweis dazu in der Brieftasche. 

 

 

 

10. Erbschein, Verfahren, Kosten 

 

Der Erbschein wird vom örtlichen Gericht ausgestellt und legitimiert den Rechtsnachfol-

ger einschließlich evtl. Erbquoten und Verfügungsbeschränkungen (z.B. bei Testa-
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mentsvollstreckung). In klar gelagerten Fällen kann mit der kurzfristigen Erteilung des 

Erbscheins gerechnet werden. Je nach rechtlichen Schwierigkeiten und der vorgesehe-

nen Anhörung solcher Personen, die von der gesetzlichen Erbfolge ausgeschlossen 

werden, kann es aber auch länger dauern. Die Kosten richten sich nach dem Wert des 

Nachlasses abzgl. Verbindlichkeiten und liegen in der Regel unter 1 % des Nachlass-

wertes. 

 

 

 

11. Kosten 

 

Die Kosten für die rechtliche und steuerliche Beratung zur Unternehmensnachfolge 

hängen ausschließlich vom Einzelfall ab. Besitzt der Senior eines kleineren mittelstän-

dischen Unternehmens zum Beispiel nur eine einzelne GmbH und vielleicht noch zwei 

oder drei Immobilien und hat nur ein erwachsenes Kind, kann ein Konzept für ein Tes-

tament eventuell bereits mit 5.000 bis 15.000 EUR Beratungskosten erstellt werden.  

 

Die Kosten für ein öffentliches Testament liegen z.B. in folgender Höhe: 

 

Nachlasswert 

(in Mio EUR) 

Kosten (Notar, Gericht)  

in EUR 

  

1,0 2.300,00 

5,0 10.900,00 

10,0 15.500,00 

 

Diese Kosten gelten für ein Einzeltestament (letztwillige Verfügung einer Person). Im 

Falle eines gemeinschaftlichen Testaments von Ehegatten oder eines Erbvertrages 

verdoppeln sich die anteiligen Notargebühren. Die Notargebühren schließen die Prü-

fung der gesetzlichen oder testamentarisch angeordneten Erbfolge ein und die Ver-

pflichtung, den Erbscheinsantrag entsprechend zu formulieren und zu begründen. 

 

 

 

12. Laufende Pflege des Testaments 

 

Nach Errichtung des Testaments sollte dieses weiter Beachtung finden. Wichtige Punk-

te sind:  

 

 jährliche Überprüfung auf geänderte Verhältnisse 

 Aufbewahrung von Privattestamenten bei RA, StB, Notar 

 Offenheit gegenüber dem Betriebsnachfolge 
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VIII. Die Finanzierung des Übergangs 

 

 

Der Vermögensübergang löst eine Reihe von finanziellen Belastungen aus, die recht-

zeitig in die Planung mit einbezogen werden müssen. 

 

 

1. Abfindung Begünstigter 

 

Sofern der Senior Vermögensteile auf Nachfolger überträgt, stellt sich für ihn die Frage 

nach dem Ausgleich für eventuelle andere Erben. Die klassische Lösung liegt darin, 

Vermögenswerte zu verteilen, etwa das Unternehmen an den unternehmerischen Nach-

folger, Immobilien an andere Kinder, auch unter Inkaufnahme, dass nicht jeder den 

gleichen Wert erhält. Soll aber das Unternehmen bereits planmäßig zu Lebzeiten des 

Seniors übergeben werden, das Privatvermögen aber später, ist zu klären, ob andere 

Erben Erwartungen an vorzeitige Zuwendungen haben.  

 

Geht aber das Unternehmen im Todesfall über, sind eventuelle Pflichtteilsansprüche 

oder testamentarische Auflagen zugunsten von Erben zu bedenken. Eine sofortige Be-

lastung des Unternehmens ist zu vermeiden, denn die Bereitschaft von Kreditinstituten, 

im akuten Nachfolgefall den Unternehmenswert neu zu beleihen, ist nur gering. 

 

 

2. Abfangen von Transaktionslasten 

 

Die Vermögensverteilung unter Nachfolgern kann bei den Beteiligten Einkommensteuer 

auslösen, weil stille Reserven aufgedeckt werden. Zu bedenken sind unter Umständen 

auch Grunderwerbsteuern, Vorfälligkeitsentschädigungen bei Beendigung von Finanzie-

rungen und anderes. 

 

Die Schenkungssteuer und Erbschaftsteuer ist die bedeutendste Transaktionslast. Sie 

ist im Grundsatz sofort bei Anfall des Nachlasses fällig, die Voraussetzungen für Stun-

dungen werden in den seltensten Fällen gegeben sein. Bei der Übertragung von Be-

triebsvermögen stundet der Fiskus allerdings den Verschonungsbetrag, und er erlässt 

ihn mit Erfüllung der Verschonungsregeln nach 5 bzw. 7 Jahren. Bei der Regelverscho-

nung ist allerdings der Anteil von 15 % des Unternehmenswertes der Besteuerung un-

terworfen und mit dem anwendbaren Steuersatz sofort fällig. Dies führt bei der Verer-

bung eines Unternehmens im Wert von 10,0 Mio EUR zu einer Bemessungsgrundlage 

von 1,5 Mio EUR ( ohne Berücksichtigung von Freibeträgen ) und bei einem Steuersatz 

von 19% zu einem Liquiditätsbedarf von 285.000 EUR. 
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Ob Erbschaftsteuer aus liquiden Mitteln bezahlt werden kann, ist eine Frage der Fi-

nanzplanung. Ist der Nachlass nur in Immobilien und nicht auch in baren Mitteln oder 

Wertpapieren investiert, bleibt nur der Weg einer Beleihung der Immobilien.  

 

Allerdings hat die Finanzwirtschaft auch Finanzierungsmodelle für die Erbschaftsteuer 

entwickelt, die zudem noch steuerliche Vorteile enthalten können. Dabei schließt der 

künftige Erblasser zugunsten seines Erben eine Risikolebensversicherung in Höhe der 

zu erwartenden Erbschaftsteuer ab. Dies ist oft auch noch im vorgerückten Alter mög-

lich, eben gegen eine entsprechend hohe Prämie. Die Versicherungsleistung stellt für 

den Erben keinen Nachlass dar. 

 

 

3. Planungshorizont 

 

Wie auch in allen Fragen zur Nachfolgeplanung muss die Finanzierung der Transakti-

onslasten rechtzeitig eingeplant werden. Ein Planungshorizont von fünf bis zehn Jahren 

gibt in der Regel genügend Spielraum, Vermögensbestandteile zu jeweils günstigen 

Markbedingung so zu ordnen, dass die spätere Aufteilung mit möglichst geringem 

Transferaufwand durchführbar ist. 

 

 

+++ 
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Anlagen 
 



Unternehmensnachfolge herfurth.partner 
6. Aufl. 2017 
 
 

74 

Erbfolge bei Zugewinngemeinschaft 

(Gesetzlicher Güterstand) 

 

 Erbschaft Pflichtteil 

 Erbteil Zugewinn Gesamt Anteil Gesamt 

      

      

Fall 1      

Ehegatte 1/4 1/4 1/2 ¼ 1/4 

zwei Kinder je 1/4 - 1/2 je 1/8 1/4 

      

      

Fall 2      

Ehegatte 1/1 - 1/1 ½ 1/2 

keine Kinder      

keine Enkel       

keine Geschwister      

keine Eltern      

keine Großeltern      

      

Fall 3      

Ehegatte 1/2 1/4 3/4 3/8 3/8 

beide Eltern je 1/8 - 1/4 je 1/16 1/8 

      

Fall 4       

Ehegatte 1/2 1/4 3/4 3/8 3/8 

ein Elternteil 1/4 - 1/4 1/8 1/8 

      

Fall 5      

Ehegatte 1/2 1/4 3/4 3/8 3/8 

zwei Geschwister je 1/8 - 1/4 - - 

      

Fall 6      

Ehegatte 1/2 1/4 3/4 3/8 3/8 

ein Elternteil 1/8 - 1/8 1/16 1/16 

zwei Geschwister je 1/16 - 1/8 - - 
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Erbfolge bei Gütertrennung 

(Kein Anspruch auf Zugewinnausgleich) 

 

Auch nicht-eheliche Kinder sind erbberechtigt (1970 bis 1998 nur als Erbersatzanspruch) und haben An-

spruch auf den Pflichtanteil ( s.o. im Text ) 

Der überlebende Ehegatte erbt mit einem oder zwei Kindern zu gleichen Teilen. 

 

 Fallvarianten Erbteil Pflichtteil 

    

1. Ehegatte 1/2 1/4 

 ein Kind 1/2 1/4 

    

2. Ehegatte 1/3 1/6 

 zwei Kinder je 1/3 je 1/6 

    

3. Ehegatte 1/4 1/8 

 drei Kinder je 1/4 je 1/8 

    

4. Ehegatte 1/4 1/8 

 mehr als drei Kinder, insgesamt zu gleichen Teilen 3/4 3/8 

    

5. Ehegatte 1/1 1/2 

 ohne Kinder, Geschwister, Eltern, Großeltern   

    

6. Ehegatte ohne Kinder 1/2 1/4 

 beide Eltern je 1/4 je 1/8  

    

7. Ehegatte ohne Kinder 1/2 1/4 

 ein Elternteil  1/2 1/4  

    

8. Ehegatte ohne Kinder 1/2 1/4 

 Geschwister insgesamt 1/2 - 
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Erbschaft- und Schenkungsteuer 

Steuerklassen 

 

 

Steuerklasse I 

 

 Der Ehegatte, nichteheliche eingetragene Partner 

 Die Kinder/Stiefkinder (incl. Adoptivkinder) 

 Die Abkömmlinge der in Nr. 2 genannten Kinder/Stiefkinder 

 Eltern und Voreltern bei Erwerb von Todes wegen 

 

 

Steuerklasse II 

 

 Eltern und Voreltern  (bei Schenkung), soweit sie nicht in Steuerklasse I gehören. 

 Geschwister 

 Abkömmlinge ersten Grades von Geschwistern (Nichten und Neffen) 

 Stiefeltern 

 Schwiegerkinder 

 Schwiegereltern  

 Geschiedene Ehegatten 

 

 

Steuerklasse III 

 

 alle übrigen Erwerber (z.B. Pflegekinder und nichteheliche Lebenspartner) und die Zweckzu-

wendungen. 
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Erbschaft- und Schenkungsteuer 

Steuersätze 2011 

 

 

 

 

Die Steuersätze sind in Prozent angegeben und betragen (alte Sätze in Klammern) 

Vermögen in EUR Klasse I Klasse II Klasse III 
     
bis 75.000 7 15 30 
bis 300.000 11 20 30 
bis 600.000 15 25 30 
bis 6.000.000 19 30 30 
bis 13.000.000 23 35 50 
bis 26.000.000 27 40 50 
darüber  30 43 50 
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Erbschaft- und Schenkungsteuerfreibeträge 

(vereinfachte Übersicht) 

 

 

1. Allgemeine Erbschaftsteuerfreibeträge EUR 

   ab 2009 

    

a) von Ehegatte   

 an Ehegatte Ehegattenfreibetrag 500.000 

  Versorgungsfreibetrag 256.000 

  * jedoch Anrechnung von ohnehin steuerfreien 

Versorgungsbezügen  

 

b) von Eltern    

 an Kinder Kinderfreibetrag 400.000 

 an Enkel falls Kinder verstorben Kinderfreibetrag 400.000 

                                                    Versorgungsfreibetrag  (  0 bis  5 Jahre ) 52.000 

  Versorgungsfreibetrag  (  5  bis 10 Jahre ) 41.000 

                                         * Versorgungsfreibetrag  ( 10 bis 15 Jahre ) 30.700 

  Versorgungsfreibetrag  ( 15 bis 20 Jahre ) 20.500 

  Versorgungsfreibetrag  ( 20 bis 27 Jahre ) 10.300 

c) an Enkel falls Kinder leben, Urenkel Kinderfreibetrag 200.000 

    

d) an Eltern, Großeltern Freibetrag 100.000 

    

e) an Personen nach Klasse II 

(Eltern, Großeltern, weitere Vorel-

tern; Stiefeltern, Geschwister, 

Schwiegereltern und -kinder, Ab-

kömmlinge ersten Grades von Ge-

schwistern, der geschiedene Ehe-

gatte) 

 

Freibetrag 20.000 

 an Personen nach Klasse III Freibetrag  

 übrige Erwerber  20.000 

 in Fällen des § 2 Abs. 2 Nr. 3 

ErbStG (Auffangtatbestand) 

 2.000 
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2. Besondere Erbschaftsteuerfreibeträge  

    

a)  Privatvermögen Zuwendungen unter lebenden Ehegatten zur 

Verschaffung einer eigengenutzten Immobilie 

oder Freistellung von Verbindlichkeiten im Zu-

sammenhang mit einer solchen Immobilie (in 

vollem Umfang frei soweit angemessen) 

 

    

 Steuerklasse I für Hausrat, Wäsche, Kleidung; 41.000 

  für sonstige körperliche Gegenstände; 12.000 

    

    

 Steuerklasse II für Hausrat, Wäsche, Kleidung;  0 

  für sonstige körperliche Gegenstände. 12.000 

    

    

 Steuerklasse III für Hausrat, Wäsche, Kleidung; 0 

  für sonstige körperliche Gegenstände. 12.000 

    

  

 

Darüber hinaus gibt es unter bestimmten Vo-

raussetzungen für Gegenstände die von Bedeu-

tung für Kunst, Geschichte, Wissenschaft sind 

incl. im öffentlichen Interesse liegen gesonderte 

Freibeträge (bis 100 %)  

 

 

3)  Verschonung von Betriebsvermögen  

    

 auch für Personen der Klasse II und 

III:  

immer Ansatz von Klasse I 

Regelverschonung bei Einhaltung von: 

 Behaltensfrist 7 Jahre 

 Kumulierte Lohnsumme 650 % 

 Quote Verwaltungsvermögen 50 % 

 Bei schädlicher Verwendung: Abschmelzung 

der ErbSt um 1/7 p.a. 

 Abzugsbetrag 150.000 € ( gleitende Frei-

grenze ) 

85 % 

 

  Verschonungsoption bei Einhaltung von: 

 Behaltensfrist 10 Jahre 

 Kumulierte Lohnsumme 1.000 % 

 Abschmelzung der ErbSt um 1/10 p.a. 

  Quote Verwaltungsvermögen 10 % 

100 % 
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Erbschaft- und Schenkungsteuer 

Bewertungsansätze 

 

 

 Gegenstand Wertmaßstab 

   

1. Bargeld;  

Sparkassen- und Bankguthaben; sonstige 

sichere Forderungen; normalverzinsliche, 

sichere Darlehen; Schulden 

Nennwert 

   

   

2. Unverzinsliche Kapitalforderungen und Schul-

den, deren Laufzeit mehr als ein Jahr beträgt 

und die zu einem bestimmten Zeitpunkt fällig 

sind 

Gegenwartswert 

Betrag einer Kapitalforderung oder Schuld, der nach Ab-

zug von 5,5 % Zwischenzinsen unter Berücksichtigung von 

Zinseszinsen verbleibt 

   

   

3. Nutzungen und Leistungen, die auf bestimmte 

Zeit beschränkt sind, sowie lebenslängliche 

Nutzungen und Leistungen, wie z.B. eine 

lebenslängliche Rente, ein lebenslängliches 

Nießbrauchrecht, ein Altenteilrecht oder 

Wohnrecht auf Lebenszeit 

Kapitalwert 

Abgezinster Gesamtwert wiederkehrender Nutzungen und 

Leistungen, Zinssatz 5,5% 

Nach § 14 des Bewertungsgesetzes ist der Kapitalwert mit 

dem aus einer Anlage zum Bewertungsgesetz zu entneh-

menden Vielfachen des Jahreswertes anzusetzen ( z.B. 

bei einer begünstigten Frau im Alter von 60 Jahren mit 

dem rd. 12fachen ) 

   

   

4. Aktien, Kuxe, Pfandbriefe, Obligationen und 

sonstige Anteile und Genussscheine von 

Kapitalgesellschaften andere Anteile an Kapi-

talgesellschaftern 

Kurswert bzw. gemeiner Wert 

in der Regel der amtlich notierte Kurswert an der Börse 

gehandelter Wertpapiere und Anteile an Kapitalgesell-

schaften; soweit ein Kurswert nicht vorhanden ist, ist der 

Wert zu schätzen anhand der innerhalb eines Jahres vor 

Übertragung getätigten Veräußerungen; ist ein solcher 

Anhalt ebenfalls nicht vorhanden, so ist der Wert unter der 

Berücksichtigung der Ertragsaussichten der Kapitalgesell-

schaft mit einer üblichen Methode zu ermitteln (z.B. verein-

fachtes Ertragswertverfahren) 

   

5. Investmentanteile Rücknahmepreis 
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6. Land- und forstwirtschaftliches Vermögen Wirtschaftswert: Gemeiner Wert 

Wohnwert: Grundvermögenswert 

 

   

7. Grundvermögen und Betriebsgrundstücke im 

Bundesgebiet 

 

 

 

Mietwohngrundstücke 

 

Vergleichswert-, Ertragswert- oder Sachwertverfahren 

 

 

 

 

90% ihres Wertes.  

   

8. bewegliches Betriebsvermögen, das sind 

insbesondere: 

 

a) Betriebsvorrichtungen, Maschinen, Werk-

zeuge, Betriebsfahrzeuge; 

 

b) Fertigwaren, Halbfabrikate, Rohstoffe, Hilfs- 

und Betriebsstoffe; 

 

c) Forderungen aus Warenlieferungen und 

Leistungen, sonstige betriebliche Forderun-

gen, Zahlungsmittel; 

 

d) Betriebsschulden 

Gemeiner Wert 

Preis, der im gewöhnlichen Geschäftsverkehr nach der 

Beschaffenheit des Wirtschaftsgutes bei einer Veräuße-

rung zu erzielen wäre; ermittelt durch Preisvergleich oder 

Schätzung. 

   

9. Grundvermögen und Betriebsgrundstücke 

außerhalb des Bundesgebietes , zweifelhafte 

Forderungen (soweit nicht Betriebsvermögen - 

dort Teilwert), alle übrigen Vermögensgegen-

stände, für die kein besonderer Wert anzuset-

zen ist (z.B. Schmuck, Hausrat und sonstige 

bewegliche Gegenstände. 

Gemeiner Wert. 

Preis, der im gewöhnlichen Geschäftsverkehr nach der 

Beschaffenheit des Wirtschaftsgutes bei einer Veräuße-

rung zu erzielen wäre; ermittelt durch Preisvergleich oder 

Schätzung. 

   

10. fällige Lebensversicherungen  

Noch nicht fällige Lebensversicherungen  

Nennwert 

Rückkaufswert  
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Anlage  
Nachlassplanung  Checkliste (Auszug) 

 
 ………….. 
 
 ………………. 
 
4.0. Planungsüberlegungen   
    
4.1. Vermögensverteilung   
    
4.1.1. Wer soll das Unternehmensvermögen erhalten ?   
  

…………………………………………………………………….. 
 

  

4.1.2. Wer soll welche bestimmte Vermögensgegenstände erhalten ?   
  

…………………………………………………………………….. 
 

  

4.1.3. Welche dieser Vermögensgegenstände können bereits zu Lebzeiten übertra-
gen werden ? 

  

  
…………………………………………………………………….. 
 

  

4.1.4. Welche Versorgung soll durch die „Erben“ gesichert werden (Person, Höhe 
der Versorgung) 

  

  
…………………………………………………………………….. 
 

  

4.1.5. Welche Personen sollen lediglich den Pflichtteil erhalten ?   
  

…………………………………………………………………….. 
 

  

4.1.6. Welche Personen sollen im ersten Erbgang keinen Anspruch auf einen Pflicht-
teil haben ? 

  

  
…………………………………………………………………….. 
 

  

4.1.7. Soll der Erwerb von bestimmten Vermögensgegenständen an bestimmte 
Voraussetzungen gebunden sein ( z.B. Ehevertrag mit Ehepartner ) ? 

□ ja □ nein 

  
…………………………………………………………………….. 
 

  

4.1.8. Soll der zweite Erbgang vorbestimmt werden ? □ ja □ nein 
    
  durch Vorerbe / Nacherbe ?   
  durch Erbe / Schlußerbe ?   
  

…………………………………………………………………….. 
 

  

4.1.9 Welche Personen sollen vom Erwerb des Nachlasses in jedem Fall ( auch 
nach diversen Erbgängen ) ausgeschlossen sein ? 

  

  
…………………………………………………………………….. 
 

  

4.1.10. Sollen Personen ( alle Kinder / alle Enkelkinder ) Nachlass in gleicher Höhe 
erhalten (Spitzenausgleich bei Vorausverfügungen oder Teilungsanordnung) ?  

□ ja □ nein 

  
…………………………………………………………………….. 
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4.2. Sicherungsmaßnahmen   
    
4.2.1. Sollen bestimmte Vermögensteile für eine bestimmte Frist nicht auseinander-

gesetzt werden dürfen? 
□ ja □ nein 

  
…………………………………………………………………….. 

  

4.2.2. Gibt es Minderjährige, die als Erwerber von Nachlass  bzw. Vermögen in Be-
tracht kommen? 

□ ja □ nein 

  
…………………………………………………………………….. 
 

  

4.2.3. Soll für diese Testamentsvollstreckung angeordnet werden? □ ja □ nein 
    
  durch Einzeltestamentsvollstrecker □ ja □ nein 
  durch Testamentsvollstreckergremium □ ja □ nein 
  

…………………………………………………………………….. 
 

  

4.2.4. Sollen bestimmte Personen als Testamentsvollstrecker ausgeschlossen sein? □ ja □ nein 
  

…………………………………………………………………….. 
 

  

4.2.5. Sollen bestimmte Personen für die Personensorge der Kinder vorgesehen 
werden? 

□ ja □ nein 

  
…………………………………………………………………….. 
 

  

4.2.6. Sollen bestimmte Personen von der Personensorge der Kinder ausgeschlos-
sen werden? 

□ ja □ nein 

  
…………………………………………………………………….. 
 

  

4.2.7 Möchte der Vater eine Patientenverfügung treffen? □ ja □ nein 
    
4.2.8 Möchte der Vater eine Betreuungsverfügung / Vorsorgevollmacht erteilen? □ ja □ nein 
    
4.2.9. Möchte die Mutter eine Patientenverfügung treffen? □ ja □ nein 
    
4.2.10. Möchte die Mutter eine Betreuungsverfügung / Vorsorgevollmacht erteilen? □ ja □ nein 
    
    

 
 
Etc. …………………. 
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Anlage  
Privatbilanz  ( Ehemann als Beispiel ) 
 

 Aktiva  EUR   Passiva EUR   Saldo EUR 
         (Nettovermögen)  
1.0. Betrieb          
 Anteil A-GmbH 25.000   Darlehen A-Bank 25.000    0 
 Anteil B-KG 3.000.000    0    3.000.000 
 Anteil C-KG 4.000.000   Darlehen B-Bank 2.000.000    2.000.000 
  7.025.000        5.000.000 
           
2.0. Immobilien          
 Wohnhaus priv. 0    0    0 
 Mehrfamilienhaus 1.500.000   Darlehen C-Bank 1.000.000    500.000 
 Apartments 300.000    0    300.000 
 Ferienhaus 200.000    0    200.000 
  2.000.000        1.000.000 
           
3.0. Wertpapiere          
 Depot 01 100.000    0    100.000 
 Depot 02 150.000    0    150.000 
 Fonds 03 250.000    0    250.000 
  500.000    0    500.000 
           
4.0. Versicherungen          
 KapitalLV 01 0    0    0 
 KapitalLV 02 0    0    0 
  0    0    0 
           
5.0. Sonstiges          
 Bankkonto 01 100.000   Darlehenskonto 03 50.000    50.000 
 Festgeldkonto 02 50.000    0    50.000 
 Mobiliar 0    0    0 
 Wertsachen 0    0    0 
 Fahrzeug etc 0    0    0 
  100.000    0    100.000 
           
6.0. Eigenkapital (Nettovermögen)     6.600.000    6.600.000 
           
 Bilanzsumme 9.6´75.000    9.675.000     
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Anlage  
Nachfolgeplanung Vermögen  ( Ehemann, Schema / Auszug  als Beispiel ) 
 

 Vermögenslage   Gegenwart  Zukunft gem Testament 
 in EUR Objekt  Ehemann Ehefrau Kind 1 Kind 2 Kind 3  Ehemann Ehefrau Kind 1 Kind 2 Kind 3  
  gesamt  anteilig anteilig anteilig anteilig anteilig  anteilig anteilig anteilig anteilig anteilig  
                
1.0 Gesamtvermögen               
 Betrieb 5.000.000  5.000.000      0 0 3.000.000 1.000.000 1.000.000  
 Immobilien 2.000.000  1.000.000 1.000.000     0 2.000.000     
 Wertpapiere 1.500.000  500.000 500.000 200.000 200.000 100.000  0 1.000.000 200.000 200.000 100.000  
 Versicherungen 1.000.000   1.000.000     0 1.000.000     
 Sonstiges Vermögen 500.000  100.000 400.000     0 500.000     
 Summe Nachlass 10.000.000  6.6000.000 2.900.000 200.000 200.000 100.000  0 4.500.000 3.200.000 1.200.000 1.000.000  
                
                
2.0 Vermögensverschiebung               
 Betrieb         -5.000.000 0 3.000.000 1.000.000 1.000.000  
 Immobilien         -1.000.000 1.000.000 0 0 0  
 Wertpapiere         -500.000 500.000 0 0 0  
 Versicherungen         0 0 0 0 0  
 Sonstiges Vermögen         -100.000 100.000 0 0 0  
 Summe         -6.600.000 1.600.000 3.000.000 1.000.000 1.000.000  
                
                
3.0 Kontrollrechnung   Quoten Erbteil / Pflichtteil  Beträge ( Erbteil / Pflichtteil )  
     Ehefrau Kind 1 Kind 2 Kind 3   Ehefrau Kind 1 Kind 2 Kind 3  
     anteilig anteilig anteilig anteilig   anteilig anteilig anteilig anteilig  
 Zugewinngem.:               
 Gesetzlicher Erbteil    50,00% 16,67% 16,67% 16,67%   3.300.000 1.100.000 1.100.000 1.100.000  
 Pflichtteilsanpruch    25,00% 8,33% 8,33% 8,33%   1.650.000 550.000 550.000 550.000  
                
 Gütertrennung:               
 Gesetzlicher Erbteil    25,00% 25,00% 25,00% 25,00%   1.650.000 1.650.000 1.650.000 1.650.000  
 Pflichtteilsanspruch    12,50% 12,50% 12,50% 12,50%   825.000 825.000 825.000 825.000  
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